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Nr. 594. Mittag ⸗ Ausgabe. 


Felearapbiiche Deveſche. 

Frankfurt a. M., 18. Dezember. Der geſetzgebende Köͤr⸗ 
per der freien Stadt Frankfurt hat beſchloſſen, den Senat zu erſuchen, 
daß er zu der Anleihe des Herzogs Friedrich von Schleswig⸗Holſtein 
100,000 Thaler aus Staatsmitteln zeichnen möge. 


Preußen. 
Candtags⸗ Verhandlungen. 
Nennzehnte Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (18. Dezbr.) 

Präſident Grabow eröffnet die Sitzung nach 10% Uhr. 

Am Miniſtertiſche die Miniſter v. Bodelſchaingh, v. Selchow, Graf Eulen⸗ 
burg und ein Regierungscommiſſar, ſpäter v. Bismarck und v. Roon. — 
Die Tribüneu find befällt, auch die Diplomatenloge iſt ſtark beſetzt, in der 
Hofloge Niemand. N A 

Vor dem Eintritt in die Tagesordnung ergreift das Wort der Abg. 
Sello: Er glaube im Sinne des Hauſes zu ſprechen, wenn er dem hoch⸗ 
verehrten Präſidenten die Freude bekunde, ihn wieder auf ſeinem Platze zu 

„ſehen und wenn er ihm die Verſicherung ertheile, daß das Haus ihm ſeine 
Hochachtung und volles Vertrauen bewahrt habe. Wenn das Haus dieſer 
Erklärung beitrete, ſo möge es ſich von ſeinen Plätzen erheben. (Dies ge⸗ 
ſchieht; auch die Conſervativen erheben ſich.) 

Präſident Grabow. M. H.! Recht aufrichtig und herzlich danke ich 

Ihnen für die eben vernommenen Worte unſeres früheren Herrn Alterspräſi⸗ 
denten und für die große Theilnahme, die Sie mir in dieſen Tagen und noch 
in dieſem Augenblicke dem Antrage des Herrn Abg. Wagener und Gen. 
gegenüber ſo warm gewidmet haben. Aus ihr, aus der Lage der Akten in 
meiner Vaterſtadt und aus den Verhandlungen in dieſem Hauſe habe ich für 
mich die unumſtößliche Ueberzeugung gewonnen, daß durch den abge⸗ 
lehnten Wagener'ſche Antrag und die Motivirung, welche man ſich dazu ver⸗ 
ſchrieben habe, meine hieſige, auf Ihr Vertrauen gegründete Stellung und 
meine mir in meiner Vaterſtadt anvertraute amtliche Stellung nicht im aller⸗ 
geringſten erſchüttert iſt (Bravo), ſondern durch feine ganz klar zu Tage ger 
ivetene Tendenz im Lande nur noch um So feſter begründet worden find. (Bravo.) 
Einer ſolchen Tendenz und 3 zu Liebe, m. H., werde ich niemals 
den Poſten verlaſſen, zu welchem Ich durch Ihr Vertrauen berufen worden 
bin. (Bravo.) — Der Herr Finanzminiſter hat vor der Tages⸗Ordnung das 
Wort verlangt, ich ertheile ihm daſſelbe. 
Finanzminiſter v Bodelſchwingh: Bei Eröffnung des Landtages habe 
Se. Majeſtät verheißen, daß dem Landtage eine Vorlage gemacht werden 
ſolle, welche die Befugniß der Regierung für den Fall beſtimme, daß der 
Staatshaushalts⸗Etat nicht feſtgeſtellt werde. Durch dieſe Vorlage ſolle der 
Wefürchtung entgegengetreten werden, daß die Staatsregierung in einem 
ſolchen Falle eine unbeſchränkte Verfügung über die Staatsfonds ohne Rückſicht 
auf das Recht der Landesvertretung in Anſpruch zu nehmen beabſichtige. 
Auf Vortrag des Siaatsminiſteriums habe Se. Majeſtät daſſelbe autoriſirt, 
einen den gemachten Verheißungen entſprechenden Geſetzentwurf dem Land⸗ 
tage vorzulegen. Der Geſetzentwurf beſtehe nur aus einem Artikel, welcher 
laute: „Wenn die zur geſetzlichen Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗Etats 
erforderliche Uebereinſtimmung des Königs und beider Häuſer des Landtages 
nicht erreicht werden kann, fo bleibt der zuletzt geſetzlich feſtgeſtellte Etat bis 
ur Vereinbarung eines neuen Etats in Kraft. Außerordentliche Ausgaben, 
infomeit fie nicht auf einer Verpflichtung des Staates beruhen, dürfen jedoch 
in dieſer Zwiſchenzeit nur geleiſtet werden, wenn ſie zu ſolchen Zwecken be⸗ 
ſimmt find, welchen durch eine in dem zuletzt geſetzlich feſtgeſtellten Etat er: 
folgte Bewilligung vorgeſehen iſt, und nur in Höhe des in dieſem Etat be⸗ 
willigten Betrages. Eben dieſe Beſtimmungen gen für den Fall, daß die 
Jeſtſtellung des Staatshaushalts⸗Etats für die nächſte Etatsperiode über den 
Anfang derſelben hinaus ſich verzögert.“ y 

Wenn die Beſtimmungen dieſes Geſetz⸗Entwurfs in Kraft träten, jo werde 
es für jede der beiden oben erwähnten Fälle nicht an einer geſetzlichen Un⸗ 
terlage für die Regierung fehlen (Heiterkeit), um ihre Aufgabe zu löfen und 
die Verwaltung der Staatsfinanzen zu führen. Es wird dadurch das Recht 
der Staatsregierung, über die Staatsfonds zu verfügen, in beſtimmte und, 
wie die Vorlage zeigt, in vielfach beengende Grenzen gebunden und das Ver⸗ 
faſſungsmäßige Recht der Landesvertretung gewahrt. (Unruhe.) Daß der 
erſte der beiden gedachten Fälle eintreten könne, darüber liegt der thatſäch⸗ 
liche Beweis — ſo innig die Regierung dies auch bedauert — bereits vor; 
vaß der zweite der gedachten Fälle auch für die Zukunft kaum zu vermeiden 
fein dürfte, ſcheine die jetzige Seſſion zu beweiſen, in welcher die Regierung 

leich nach der Eröffnung den Ctat für das nächſte Jahr vorgelegt und die 
Budget⸗Commiſſion unausgeſetzt und mit dem angeſtrengteſten Fleiße ſich 
der Bearbeitung deſſelben unterzogen habe, es ſcheine ihm wenigſtens kaum 
möglich zu ſein, noch im Laufe dieſes Jahres die Budgetberathung in bei⸗ 
den Häuſern zu erledigen. Er ſtelle anheim, ob der Geſetzentwurf der Bud⸗ 
en ee oder einer beſonderen Commiſſion zur Vorberathung zu 

erweiſen ſei. ; $ 

Der Präſident ſchlägt Ueberweiſung des Geſetzentwurfs an eine be⸗ 
ſondere Commiſſion vor. Abg. Schulze (Berlin): ade ng an die 
Budgetcommiſſion. — Abg. Graf Schwerin: Trotz ſeiner Einfachheit ent⸗ 
halte der Geſetzentwurf die wichtigſte Verfaſſungsveränderung (Art. 99), die 
wohl überhaupt proponirt werden könne. 55 wahr.) Aus 91 77 Grunde 
empfehle ſich die Vorberathung in einer beſonderen, einer Verfaſſungs⸗ 
Commiſſion. — 2 5 v. Bockum⸗D ul bebt hervor, daß gelegentlich der 
Prüfung der in Betreff der nachträglichen Feſtſtellung des Etats pro 1862 

emachten Vorlage genau dieſelben Prinzipien zur Frage kämen, die dieſem 
Geſezenwurf zu Grunde liegen. — Abg. Barrifius (Brandenburg): Der 
Regierung ſcheine daran zu liegen, es noch vor Schluß des Jahres zu einer 
Entſcheidung zu bringen. es rechts.) Dies ſei feine Anſicht; er 
könne ſich ja irren. (He Schl Aus dieſem Grunde beantrage er, den 
Geſetzentwurf durch eine Schlußberathung im Hauſe zu anne: Das 
Prinzip ſei ganz einfach und klar, einer weitläufigen Auseinanderſetzung be⸗ 
dürfe es nicht, wenn irgendwo, jo ſei hier die Schlußberathung am Orte. — 
Die Abgg. Oſterrath und Dr. Koſch treten der Anſicht des Präſidenten 
bei, für welche ſich bei der Abſtimmung auch die Majorität des Hauſes ent⸗ 
ſcheidet. Der Präfident ſetzt darauf die Wahl der beſchloſſenen Commiſſion 
von 21 Mitgliedern auf die morgige Tagesordnung der Abtheilungen. 

Das Haus tritt nunmer in die Tages⸗Ordnung ein, erſter Gegenſtand 
derſelben iſt folgende vom Abg. v. Hennig geſtchte Interpellation: „ 
fielle an das königl. Staats⸗Miniſterium die Frage: 1) Iſt es demſelben 
bekannt, daß im ſtrasburger Kreiſe die politiſche Polizei von den Militär: 
Behörden in die Hand genommen worden iſt und daß dieſelben Hausſuchun⸗ 
gen vornehmen, obne die Civil⸗Bebörden zuzuziehen? 2) Iſt es demſelben 
belannt, das der Landrath des ſtrasburger Kreiſes, v. Young, die Civil⸗Be⸗ 
börden 8 hat, den in Bezug auf die politiſche Polizei von Seiten 
der Militär⸗Bebörden an fie ergehenden Requiſitionen ſtricte Folge zu leiſten? 
) In welcher Weiſe gedenkt die königl. Staatsregierung den ad! und 2 ge: 
dachten gejehmibrigen Maßregeln, im Fall fie ſich als richtig erweiſen, abzu⸗ 
halfen? Motive: Verletzung des Geſetzes vom 12. Febr. 1860. v. Hennig.“ 
Der Miniſter des Innern erklärt ſich zur ſofortigen Beantwortung 
bereit und erhält zur Begründung der Interpellation das Wort Abg. von 
Hennig: Er habe geſtern ein von 85 Bürgern der Stadt Lautenburg im 
Kreiſe Strasburg unterzeichnetes Schreiben erhalten, wonach dort die Civil⸗ 
Behörden ganz außer Kraft geſetzt ſein ſollen und von dem dortigen Com⸗ 
mandeur des Jägerbataillons Verhaftungen und Hausſuchungen vorgenom⸗ 
men würden. 

Er hätte gewünſcht, der Herr Miniſter hätte vorher Erkundigungen über 
die Thaiſachen eingezogen, ehe er ſich zur Beantwortung der Interpellation 
bereit erklärt; er hoffe indeß, wenn ihm die Thatſachen noch nicht bekannt 
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edition Herrenſtraße Nr. 20. Uußerdem übernehmen alle Boſt⸗ 
Anſtalten Beflellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
‚inne „ tin rihsint 


„ver ſibrinen Ian 


Sonnabend, den 19. Dezember 1863. 


Beſchlag belegen laſſen, um ihn an das Kreisgericht zur Oeffnung zu ſenden. Redner theilt Auszüge aus denſelben mit, in denen ſich auch eine Erkla⸗ 
Dieſes habe natürlich die Zumuthung von der Hand gewieſen. Bekanntlich] rung der deutſchen Könige befindet, welche die Sache für eine Bundesſache 


habe derſelbe Landrath den Kreisrichter v. Lyskowski auch verhaften laſſen, erklären, und zieht daraus den Schluß, daß ſchon damals durch Ueberein⸗ 


es ſei auch eine Unterſuchung gegen ihn eingeleitet worden, deren Reſultat] kommen von Oeſterreich und Preußen offenbar in Verfolgung der ebenſo 
er nicht kenne. Dieſer Landrath v. Young habe nun die Polizei dem Major] troſtloſen als verderblichen Politik von Olmütz der deutſche Bund aus dieſen 
des Jägerbataillons übertragen. Redner verlieſt eine Verfügung des Land: Verhandlungen herausgebracht werden ſollte. Es wäre doch einfach geweſen, 
raths an den Magiſtrat in Lautenburg, in welcher derſelbe angewieſen wird, daß die kgl. Regierung in dem Maße als die Angelegenheit ſich verwickelte, 
den Requiſitionen des Majors des Jägerbataillons Folge zu leiſten. als insbeſondere die Gefahr großer Verwickelungen beranrüdte, die Sache 
Er theilt einige Fälle mit, in welchen Perſonen, die er namentlich be: |dem deutſchen Bunde vorgelegt hätte. — Die neuliche Erklärung der . 
zeichnet, obgleich ſie nach Feſtſtellung durch den Magiſtrat in erlaubten Ge⸗ rung (das kürzlich im Hauſe abgegebene Promemoria) wäre gewiß bedenklich 
ſchäften ſich nach Lautenburg begaben, verhaftet und ihnen ihre Papiere ab: gegenüber den beim Bundestage ih kundgebenden Geſinnungen der deutſchen 
genommen ſind, auf Befehl des Bataillons⸗Commandeurs. Auch Haus: | Bundesregierungen; es wäre zu erwarten geweſen, daß auch die preußiſche 
ſuchungen ſeien von dem Militär vorgenommen worden, ohne vorgängige] Regierung ihre Bundespflicht offen anerkennen würde. Statt deſſen aber 
Anzeige an den Magiftrat. Es ſcheine darnach faſt, als ob die Regierung ſei die identiſche Note im Verein mit Oeſterreich erfolgt, mit welcher ein 
der Anſicht ſei, das Geſetz ſei nur dazu da, daß ſich die Behörden nicht daran] Druck auf die deutſchen Regierungen ausgeübt, und die für das Intereſſe 
gebunden achteten, ſondern daß nur die Bürger darnach handeln ſollten. Er] der Herzogthümer unzweckmäßige Exekution herbeigeführt wurde. In dieſer 
hate dieſen Grundſatz für ſehr gefährlich, da er leicht anſteckend auf die Bür⸗J Note wurde zum erſtenmale eine Sprache geführt, welche man bisher nur 
ger wirken könnte, Der Redner citirt nun die einſchlägigen Beſtimmungen von der Seine her in öffentlich rechtlichen Verhältniſſen gehört hatte; hier 
des Geſetzes zum Schutze der perſönlichen Freiheit vom 12. Februar 1850, wurde dem Bunde zur Erwägung gegeben, ob er meine, durch eine Demon⸗ 
betreffend namentlich die Verhaftungen und die Hausſuchungen, und weit ſtration, wie die beabſichtigte Occupation, Bürgſchaften des Friedens und der 
nach, daß die Requiſition in den vorliegenden Fällen gefehlt, erklärt ſich auch] Ordnung für Europa zu ſchaffen. 
bereit, feine Beweismittel auf den Tiſch des Hauſes niederzulegen. Dieſe] Aber ſteht denn von einer ſolchen Aufgabe des deutſchen Bundes etwas 
Geſetzesverletzungen wären weniger ſignificant, wenn fie von einem Militär] in den feine Grundlagen bildenden Verträgen? Dieſe ſprechen als den 
ausgegangen wären, von dem man bei feiner Nichtpereidigung auf die Ver: | Zweck des Bundes die Integrität und Sicher tellung Deutſchlands aus. 
faſſung nicht eine jo genaue Kritik der bürgerlichen Geſetze verlangen könne:] Während dennoch die deütſchen Großmächte ſich auf den deutſchen Stand⸗ 
hier aber habe ein preußiſcher Landrath die Veranlaſſung zu ſolchen Geſetz⸗ punkt ſtellen, fordern fie den deutſchen Bund auf, ſich auf den europäis 
widrigkeiten gegeben. Er frage, mit welchem Rechte die königliche Regie⸗ chen Standpunkt zu ftellen und ſprechen aus, daß fie ihrerſeits deutſches 
rung ſich über Geſetzwidrigkeiten ſeitens der Bürger wundern könne, wenn] Intereſſe „mit dem Nachdrucke wahren wollten, welcher für die Ruhe 
die Behörde ſich derartig über die Geſetze des Staates hinwegſetzte. (Beifall). Curopa's angemeſſen erſcheinen würde.“ (Heiterkeit; hört! hört!) Eine 
Der Miniſter des Innern Graf Eulenburg erklärt, daß ihm die vor⸗ Frage alſo, für welche als eine deutſche Frage Deutſchland Krieg ge 
getragenen Thatſachen bis heute unbekannt geweſen ſeien und er fie zuerft | führt hat, wird jetzt von der preußiſchen Regierung als eine europäiſche 
aus dem Munde des Interpellarten gehört habe. Er werde Bericht einfor⸗ behandelt und dadurch weſentlich Preußen zu einem Satelliten Oeſterreichs 
dern und nach Maßgabe des Geſetzes vom 12. März 1850 Abhilfe eintreten | herabgedrückt, die Reformpläne Oeſterreichs der Ausführung zugeführt, die 
laſſen, wenn ſich die vorgetragenen Thatſachen beſtätigten. Wenn der In⸗ deutſchen Mittelſtaaten herabgedrückt und Oeſterreich gehoben. Die preu⸗ 
terpellant ſich gewundert habe, daß er nicht vor Beantwortung der Inter: ßiſche Regierung habe erklärt, daß fie zunächſt am londoner Vertrage feſt⸗ 
pellation erſt Bericht erfordert, ſo gebe er zu bedenken, daß er erſt geſtern halten und auf Grund — das innere Staatsrecht der Herzogthümer ver⸗ 
Abend um 10 Uhr die Interpellation erhalten und daß dieſelbe 1 allge: tragsmäßig herſtellen wolle. Auf dieſes innere Staatsrecht weiſe auch der 
mein gehalten ſei, um ihn zur Einforderung eines Berichts veranlaſſen zu | Adreßentwurf hin. Aber das Succeifionsreht und das Verfaſſungsrecht 
können. — Abg. v. Hennig (perſönlich): Er habe die Interpellation nicht ließen ſich nicht zerſcheiden: beide baſirten auf denſelben Documenten und 
früher ſtellen können, weil er erſt geſtern die Beweisſtücke erhalten, und er Verträgen, das eine zweifelhaft machen hieße das andere in Frage ſtellen. 
babe fie heute ſtellen müſſen, um fie noch vor den Weihnachtsferien zur Beides könne nur zuſam men feſtgeſtellt werden. 2 
Kenntniß des Hauſes zu bringen. — Eine Beſprechung wird nicht bean: Die Succeſſionsfrage, in ihren Details verfolgt, ſei allerdings außeror⸗ 
tragt und damit der Gegenſtand verlaſſen. dentlich intrikat, und man könne es begreifen, wenn die engliſchen Staats» 
Den zweiten Gegenſtand der Tagesordnung bilden Wahlprüfungen. männer einer nach dem andern erklären, fie verſtänden dieſe Frage überhaupt 
Abg. Aßmann referirt für die 5. Abtheilung über die danziger Wahlen; nicht. Er babe das bekannte Gutachten von Pernice, das ſeinen Weg über 
das Haus erklärt dieſelben für giltig. Kopenbagen (Hört!) nach Deutſchland gefunden, ſtudirt und müſſe ſelbſt be ⸗ 
Das Haus gebt zum dritten Gegenſtand der Tagesordnung, dem Bericht] kennen, nach Durchleſung dieſes Gutachtens ſei ihm geweſen, als gehe ihm 
der Adreß⸗Commiſſion über. — Der Präſident theilt mit, daß der Referent, ein Mühlrad im Kopfe herum (Heiterkeit). Die Reſultate der Schrift faſſen 
Abg. v. Sybel erkrankt und deshalb nicht anweſend ſei; mit Zuſtimmung ſich dahin zuſammen: 1) den Auguſtenburgern ſei wegen Unebenbürtigkeit die 
des Hauſes werde er demzufolge dem Correferenten Dr. Virchow die Ber Succeſſion abzusprechen; 2) dieſelbe ſei auch verwirkt wegen der unterlaſſenen 
e 1 als Referent übertragen, während gleichzeitig Dr. Löwe, ald Nachſuchung der Belehnung zur geſammten Hand; 3) daß durch Zufammen- 
Mitantragſteller und Vorſitzender der Commiſſion das Correferat übernehmen wirken ſämmtlicher Berechtigker ein Succeſſionsrecht der einen oder der an⸗ 
und namentlich einzelne Momente zur Kenntniß des Hauſes bringen werde, dern Linie wohl begründet werden könne. Das Gutachten ſei alſo nicht un⸗ 
welche fi bei den Berathungen der Commiſſion ergeben haben. Es erhält | bedingt gegen die Auguſtenburger, noch weniger aber für irgend eine andere 
das Wort als Berichterſtatter Abg. Dr. Virchow: Er bitte um Nachſicht, Linie und namentlich nicht für die Glücksburger. Redner geht bierauf 
da er nicht vorbereitet ſei, in die Stelle des erſten Referenten einzutreten, ausführlich auf die den Glücksburgern entgegenſtebenden Mißheirathen, ſowie 
in einem Falle, der die eee unſerer Nation berühre. Et ſei auf die einzelnen Aktenſtücke ad2, die Geſammtbelehnung betreffend, ein und 
der einzige Referent, der der e⸗Commiſſion nicht Eu rl u. ſ. w., jorlfommt zu dem Refultat, daß die letzteren die Anſprüche der Herzogthümer 
mit 1 n de der eigentliche unparteiiſche Referent des Hauſes. Er] auf Ale Te Selbſtſtändigkeit nicht alteriren. 
babe ſich nun die Frage vorgelegt, ob das Haus in dieſem fe Gründe ie Zuſtimmung der ſchleswig⸗holſteiniſchen Stände zu dem däniſchen 
habe, eine Adreſſe zu erlaſſen, ob es gut thue, mit dieſem ittel in dieſem] Thronfolgegeſetz hätte erwirkt und nicht beiläufig in „ eines 
Augenblicke vorzugehen und ob irgend eine Ausſicht vorhanden ſei, daß eine | andern Geſetzentwurfs als feſtſtehend angeſehen werden müſſen. Außer dieſer 
ſolche Adreſſe Erfolg habe. Er wolle zunächſt die hiſtociſche Lage ausein⸗ mangelnden Zuſtimmung liege der Proteſt des Erbprinzen dom Januar 1859, 
anderſetzen, in welcher ſich das Haus der Frage gegenüber befinde. Se. Maj. ſowie der Proteſt eines andern Agnaten, des Grepbefeggs von Oldenburg, 
der König habe in der Thronrede erklärt: vom 17, November d. J. vor, welcher letztere es ebenfalls a „daß 
„Der deutſche Bund hat beſchloſſen, im Wege der Execution Diejenigen nach den Landesgeſetzen unzweifelhaft das Beich vom Jahre 1853 zur Rechts⸗ 
bundesrechtlichen Forderungen zur Geltung zu bringen, welchen die Re⸗ beſtändigkeit die N der ſchleswig⸗holſteinſchen Stände bedurft habe.“ 
gierung Sr. Majeſtät des Königs von Dänemark in Betreff der Herzog: | Die preußiſche Regierung hätte es für ihre Pflicht erachten müſſen, die 
thümer Holſtein und Lauenburg bisher nicht genügt hat, oder bis zum] Stände in die Lage zu ſeßen, ſich frei eg und er könne nicht zus 
Eintritt der Erecution nicht genügen wird. Im Falle eines den Execu⸗ | geben, daß dadurch europäiſche Verwickelungen in höherem Grade entſtanden 
tionstruppen überlegenen Widerſtandes iſt die Mitwirkung preußifcher | wären, als durch den letzten Bundesbeſchluß. Dieſer ſei ſehr angreifbar, 
und öſterreichiſcher Streitkräfte in Ausſicht genommen. Sollte dieſer] weil es ihm an einem gehörigen Ob jeft fehle, weil die Execution hier gegen 
all eintreten und die Verwendung außerordentlicher Mittel erheiſchen, einen vom Bunde nicht anerkannten Fürſten vollſtrect werden ſolle. Gegen 
o wird Meine Regierung dem Landtage deshalb die erforderlichen Vor⸗ ein Vorgehen zu Gunſten der N eee in jenem Sinne würde weder 
lagen machen.“ die engliſche noch die franzöſiſche Regierung ernſtlich Proteſt erhoben haben, 
Er bebe hervor, daß in dieſer Erklärung nur von den Herzogthümern] den beide nicht vor ihren Völkern würden haben verantworten können. (Zu⸗ 
Holſtein und Lauenburg die Rede ſei, daß ferner nur von einer Execu⸗ beer e Wenn in Griechenland die europäiſchen Mächte 1— in den Bruch 
tion des Bundes die Rede ſei. Durch allerhöchſte Ermächtigung vom sten] ihrer Feſtſetzungen durch den in einer Revolution ausgeſprochenen nationalen 
Dezember ſei dem Landtage der Geſetzentwurf, betreffend den außerordent⸗ Willen gefunden hätten, ſo würden ſie viel weniger dem nationalen 
lichen Geldbedarf zc., vorgelegt. In dieſem Geſetzentwurf heiße es im § 1,] Willen entgegentreten können, der jelbjt gegen die Revolution gerichtet ſei. 
daß außerordentliche Ausgaben für die Regierung bevorſtänden, welche in Nur von zwei Mächten ſei Einſpruch zu erwarten geweſen, von Oeſterreich 
Folge der gegenwärtigen Geſtaltung der zwiſchen Dänemark und Deutſchland und Rußland, weil beide beſtrebt wären, Preußen niederzuhalten, klein zu 
entſtandenen Streitfrage erforderlich geworden ſeien. Es lag nahe, daß die] machen, ſeine Machtſtellung im Norden Europa's zu untergraben. 
königl. Staatsregierung über die gegenwärtige Geſtaltung dieſer Streitfrage Der Miniſter⸗Präſident ſtehe allgemein im Rufe, daß er das Heil 
in den Motiven des Geſetzes einige nähere Erläuterungen geben würde. Die von Preußens Zukunft im ruſſiſchen Bündniß ſuche. Es werde erzäblt, 
Mitglieder des Hauſes hätten indeſſen mit Erſtaunen geſehen, daß abſolut] daß er den ältern Herzog von Auguſtendurg zu der ſogenannten Verzichts⸗ 
gar nichts über dieſe Frage mitgetheilt ſei. f Urkunde veranlaßt habe, die nicht im preußiſchen, ſondern im däniſchen und 
Die Mittheilungen der königl. Regierung, wie fie im Hauſe wiederholt] ſodann im ruſſiſchen Intereſſe ſei. Denn durch dieſelbe ſollten nicht weniger 
ſeien, enthielten ebenfalls nichts Genaues über den Stand der Frage; ſie als 13 Succeſſionen, wie er glaube, beſetigt werden, die der ruſſiſchen Erb⸗ 
hielten ſich in Reſerve und gäben keinen klaren Geſichtspunkt. Unter dieſen] folge entgegen geſtanden hätten, und, wenn man bedenkt, daß auch der ge⸗ 
Ir BR ſei das Haus allerdings in der Lage, ernſtlich zu prüfen, ob] genwärtige König von Griechenland auf die Succeſſion in Dänemark ver⸗ 
es ohne Weiteres an die Berathung des Geſetzentwurfs I könne, oder] zichtet habe, jo müſſe man zugeben, daß Rußland mit ſchnellen Schritten 


ob es nicht vorher den Verſuch machen könne und milſſe, Se. Majeſtät] der Geltendmachung feiner Succeſſtonsrechte ſich nähere. Wenn damals der 
den König zu beſtimmen, der Regierung eine feſte Politik vorzuzeich⸗] Miniſter⸗Präſident jo die ruſſiſche Succeſſion befördert, wenn er den ſchön⸗ 
nen, und zwar eine Politik, welche nicht blos durch die gegenwärtige] ſten Hafen Deutſchlands der ruſſiſchen Beſitzergreifung offen gehalten, wenn 
Erregung der Gemüther in Deutſchland oder Aufwallung der Nation, er an der verwundbarſten Stelle Preußens einen ruſſiſchen Keil einzuſchie⸗ 
ſondern welche durch ein Jahrhunderte langes Recht, durch Traditionen, ben geſucht habe, dann könne man allerdings nicht von ihm erwarten, daß 
für welche Preußen feine Ehre verpfändet habe, geboten ſei. Die Staatss er jetzt dieſe Baſis Ban und Preußen werde erhalten wollen. 
Regierung ſcheine vergeſſen zu haben, daß der eigentliche Kampfpreis] Man dürfe aber die Meinung noch hegen, daß Se. Majeftät vielleicht nicht 


ch Schleswi Buch fie feine vergeſſen zu haben, daß die ganze Schwierigkeit |jo weit von der ruſſiſchen Baſis unſerer Politik überzeugt ſei, daß er viel⸗ 


e \ Stellung Schleswigs reſultire, und leicht mit den rechtlichen Seiten der Verträge, oder mit der Stimmung 
dies mache, daß die 10 J 8 de ſtets außer Acht laſſen (hört! hört!). des Volks nicht vollſtändig bekannt ſei. Dies ſei der Titel für 
— Se. Maj. der König ſei im Sabre 1848 offen für das Recht der Herzogs die N an den König; das Haus müſſe es vor Sr. Majejtät ausſpre⸗ 
thümer, für die männliche Erbfo 7 der Auguſtenburger aufgetreten, und er⸗ chen, daß ſeiner Anſicht nach die Politik dieſes Miniſteriums ein Act der 
innere daran, daß auf dieſer Grundlage der Krieg mit Dänemark damals] Selbſtzerſtorung ſei W daß ſie gegen uns ſelbſt gerichtet ſei (Sehr 
eröffnet wurde. Auf dieſer Baſis ſei die bens Armee in's Feld ges | richtig), daß dieſes Miniſterium an den Beſtand unſers Staates hers 
zogen, für dieſes Ziel habe fie ihre Ehre miteingeſetzt (hört! bört!), und angreife, 4 richtig), wenn nicht in dieſer Zeit, ſo doch für die nächſte 
dieſe Ehre ſei nicht eingelöſt, ſei verpfändet — ſchmähliche Verträge. fla Se. 5 Nr habe es erklärt, daß er ſich ganz als deutſcher Bundes⸗ 
(Hört! Hört!) : ürſt, als den Schützer Deutſchlands anſehe: das Miniſterium aber mache 
Auf den ſchlimmen Feldzug in Schleswig und Holſtein erfolgte das Ueber⸗ eine Angelegenheit, die ſo lange für eine deutſche gegolten, jetzt zu einer 
einkommen von Olmütz; es folgte ſehr bald das bekannte warſchauer Pro: |europäiicen. he 

tokoll, in welchem 1110 erſtenmale der Kaiſer von Rußland feine Thätigkeit! Das Haus müfje darauf hinweiſen, daß es ſich bier darum handle, deut⸗ 
nden der Erbfolge offen hervortreten ließ. Es folgten die Verhand- ſches Fürſtenrecht und deutſches Landesrecht zu ſchädigen im fremden In⸗ 
ungen in London, deren endlicher Abſchluß in dem Vertrage vom 8. Mai] tereſſe. Man könne nicht glauben, daß Se. Majeftät eine jo ernſte Mah⸗ 
1852 feſtgeſtellt wurde. In dieſem Vertrage verfügten zwei deutſche Groß⸗ nung in fo ſchwerer Zeit werde überhören wollen. Er rede nicht von unſrer 
mächte in Verbindung mit auswärtigen Mächten über deutſches Recht, wel⸗ äußern Lage; auch unſere innere Lage werde immer ſchwerer, und die ds 
ches ihnen nicht zuſtand (ſehr gut), fe vergaben in dieſen Verträgen Rechte, | jung derſelben von oben her immer zweifelhafter. etzt werde ſelbſt das 
welche ihnen nicht gehörten, ſie verfügten über Rechte deutſcher Fürſten, Band, das Preußen mit Deutſchland verbindet, bedroht, indem der deutſche 
welche fie nicht zu vertreten hatten, fie verfügten über Rechte deutſcher Län⸗[ Bund unter auswärtige Pläne gebeugt werden ſolle. Das Bedurfniß nach 
der, welchen fie im Augenblicke fremd gegenüber ſtanden, ſie verfügten end: Einigung habe ſelbſt in den öſterreichiſchen Bundesreformplänen Eingang ges 


der europäiſchen Lage nur aus der 


! 


fein ſollten, ihm durch feine e e Gelegenheit zur Remedur zu geben. lich über Rechte des deutſchen Bundes, den ſie, damals wenigſtens, zu ver⸗ funden, und könne jetzt durch ein Bündniß Preußens mit Oeſterreich nicht 


Es ſei bei Gelegenheit der Wahlen mehrfach von Amtshandlungen des Land⸗ 
raths v. Young die Rede geweſen, die dem Haufe wohl bereits ein Urtheil 
über denſelben ermöglicht haben werden. Er würde, wenn der Minifter ſpäter 
die Interpellation hätte beantworten wollen, denſelben mit einer ganzen Reihe 
von ungeſetzlichen Amtshandlungen des Landraths bekannt 9900 haben. Er 
wolle nur heute durch einige Beweiſe darthun, in welcher Weiſe derſelbe ſeine 
Stellung auffaſſe. Er habe einen Brief des Abgeordneten Kreisrichters von 
‚Spstowäli in der Hand, den der Landrath v. Poung auf der Poſt habe mit 


. 


treten keine Vollmacht hatten. In dieſem Vertrage ſeien allerdings die] mehr verſchleiert werden. Wenn die Anſprüche einer großen Nation auf Eis 
Rechte des deutſchen Volkes vorbehalten worden und es hätte daher wohl] nigung offen vor ihren Fürſten proclamirt worden, wenn es anerkannt wor⸗ 
ſelbſtverſtändlich erſcheinen können, daß der londoner Vertrag alsbald dem den, daß die Vertagung dieſer Anſprüche Gefahr für Deutſchland enthalte, 
deutſchen Bunde vorgelegt worden wäre, damit er ſich daruber ausſprechen] und wenn dann ſchließlich nichts übrig bleibe, als une ſich 3 hem⸗ 
könne. Man wiſſe, daß dies nicht geſchehen ſei. Bis jetzt ſei es nicht be⸗ mende Großmächte, fo glaube man nicht, auf dieſe Weiſe die deutſche Bewe⸗ 
kannt geweſen, warum dieſe Vorlage nicht gemacht worden vor dem deut⸗ gung zum Austrage zu bringen. (Sehr wahr!) „Mögen die deutſchen Groß⸗ 
ſchen Bunde. Er könne darüber vielleicht Auskunft geben durch Aktenſtücke, mächte deutſches Land und Recht opfern für europäiſche Zweckmäßigkeit, mös 
die ihm geſtern aus Kopenhagen zugegangen ſeien. gen fie deutſche Fürſten in die Verbannung treiben, mögen fie deutſche Pro⸗ 
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vinzen einem kleinen Volk opfern: die Rache für dieſen Verrath werden die Minifter, der den Muth beſitze, gegen die öffentliche Meinung mit einer klei⸗ 


Völker nicht ver eſſen, ſie wird mit blutigen Buchſtaben im Herzen des deut⸗ 
chen Volkes geschrieben bleiben. (Lebhafter Beifall.) Es iſt daher unſere 
flicht, auf die Gefahren der Politik des gegenwärtigen Miniſteriums auf⸗ 

merkſam zu machen, und auch, wenn der König uns nicht hören will, ſo wer⸗ 

den wir doch mit gutem Gewiſſen ſagen können: wir haben unſre Pflicht 
gethan.“ (Lebhaſter Beifall.) 

Miniſterpräſident v. Bismarck: Er habe ſchon in der Kommiſſion er⸗ 
klärt, daß er eine Adreſſe weſentlich als ein Internum des Hauſes betrachte, 
er werde deshalb dem Vorredner nicht auf das hiſtoriſch-politiſche Gebiet fol⸗ 
gen; er erlaube ſich nur an denſelben die Frage zu ſtellen, ob er es für mög⸗ 
lich halte, daß auf dem Gebiete feiner eigenen Fachwiſſenſchaft Jemand, der 
die Anatomie als Nebenbeſchäftigung betreibe, vor einem Auditorium, welches 
dem Redner politiſch, ſympathiſch und perſönlich wohlgeſinnt wäre, im Uebri⸗ 
gen aber nicht in dieſelben Tiefen der Wiſſenſchaft wie der Herr Referent 
eingedrungen wäre, mit weniger Beredtſamkeit ſelbſt, als der Referent ent⸗ 
wickelt habe, anatomiſche Sachen überzeugend darthun könnte, von deren Un⸗ 
richtigkeit der Herr Referent als Sachkundiger vollſtändig überzeugt wäre, 
deren Widerlegung ihm aber nur vor einem, mit allen Details des Gegen⸗ 
ſtandes vertrauten Auditorium möglich wäre. (Unruhe) Der Herr Referent 
werde ſich ſelber die Frage beantworten. Er wolle deshalb auch nur auf 
einige ihn verſönlich näher angehende Bemerkungen eingehen. Man habe ihn 
ſucceſſive angeklagt, daß er bald mit Frankreich, bald mit Rußland ginge, 
daß er der Idee eines ruſſiſch⸗franzöſiſch⸗preußiſchen Bündniſſes huldige; in 
neuerer Zeit ſei ihm ein Zuſammengehen mit Oeſterreich vorgeworfen worden, 
heute, daß er ſich in der ſchleswig⸗holſteinſchen Frage zu febr der Auffaſſung 
Englands angeſchloſſen habe; bald habe er einen zu ſtarken Druck auf den 
Bund geübt, bald nehme er in einer deutſchen Frage einen zu europäiichen 
Standpunkt ein, als ob Preußen und Dänemark auf einer Inſel im Ozean 
lägen, und nicht Glieder der europäiſchen Staatenfamilie wären, auch ein zu 
preußiſcher Standpunkt ſei ihm öfter zum Vorwurf gemacht worden. 

Dieſe Vorwürfe höben ſich in ihrer Mannichfaltigkeit gegenſeitig auf und 
verlören deshalb für ihn alles Gewicht. Dem Vorwurf gegenüber, daß die 
Bundesexecution entweder die Competenz überſchreite oder die Anerkennung 
des beſtehenden Zuſtandes in Holſtein enthielte, begegne er mit einem Hin⸗ 
weis auf Artikel 32 der wiener Schlußakte, woraus allerdings hervorgehe, 
daß die Execution nicht nothwendig gegen die Regierung des betreffenden 
Bundesſtates gerichtet ſein müſſe. — Die Frage, warum die europäiſchen 
Mächte in dieſer Frage nicht denſelben rechtlichen Standpunkt einnähmen, 
wie bei dem Thronwechſel in Griechenland, beantworte ſich dahin, daß die 
europäiſchen Mächte in ihren Handlungen ſich nicht von juriſtiſchen Spitz⸗ 

ndigkeiten, ſondern einfach von ihren Intereſſen leiten ließen. Was ſeinen 
ntheil an den en zwiſchen dem Könige von Dänemark und 

dem Herzoge von Auguſtenburg betreffe, ſo haben Seine Durchlaucht der 

Herzog wie der Erbprinz wiederholentlich und erſt in neueſter Zeit ihm ihren 

ne für die Art und Weiſe ausgeſprochen, wie er zu jenem Abſchluß mit- 

geholfen. 

Er kehre auf das praktiſche Gebiet zurück. Er nehme an, daß die Adreß⸗ 

debatte eine Epiſode in der Behandlung ſei, die das Haus der Anleihe⸗Vor⸗ 
lage angedeihen laſſe. Er habe in der Commiſſion die Aufklärung gegeben, 
die die Regierung zu geben habe, und noch in der letzten Sitzung habe ſein 

Commiſſar dieſelben wiederholt. Eine weitere Aufklärung könne die Regie⸗ 

rung, ja könne die liberalſte Regierung Deutſchlands im gegenwärtigen 

„Augenblicke nicht geben. Das Haus finde dieſelben unzureichend und richte 
deshalb über die Köpfe des Miniſteriums hinweg, eine Frage an Se. Maj. 
den König. Daß der Konig keine Kenntniß von den politiſchen Zuſtänden 
habe, daß er übel berichtet ſei und durch das Haus beſſer unterrichtet werden 
müſſe, halte er, wie wohl jedes Mitglied des Hauſes in ſeinem Herzen, für eine 

Fiction: die Adreſſe ſei nichts anders als eine Einleitung zur Ablehnung 

der Anleihe und eine Motivirung derſelben. Um zu dieſer Ablehnung zu 

gelangen, ſchiebe das Haus der Regierung Motive unter, die fie nicht habe. 
rieben wir die Politik, die Sie uns unterſchieben, ſo würden wir ja von 

Hauſe aus uns feſt auf den Standpunkt des londoner Traktats haben ſtellen 

konnen und ſagen können: Vertrag iſt Vertrag, wir halten daran feſt; wir 

würden uns nicht die Lücke offen erhalten haben, von dieſem Vertrage los⸗ 
ukommen. Trieben wir dieſe Politik, ſo könnte es uns ja nur willkommen 
ein, wenn die Anleihevorlage verworfen würde; denn da würden wir dem 
deutſchen Bunde die Anzeige machen können, daß wegen Mangels an Mit⸗ 

u 1 nicht im Stande ſei, ſeinen bundesmäßigen Verpflichtungen 

nachzukommen. 

nfere Politik iſt eine andere; fie it. die Sr. Majeſtät, daß kein Fuß 
breit deutſcher Erde, daß kein Titel deutſchen Rechtes geopfert werden ſolle. 
Der Be den wir zu dieſem Behufe gehen, ſcheint Ihnen nicht der richtige; 
dieſen Weg richtig zu wählen, ſoweit dies überhaupt menſchlicher Einſicht 
möglich iſt, kann aber nur die Regierung, weil ſie allein mit der Lage der 
Sache vertraut iſt. Eine Verſammlung von 350 Mitgliedern kann heut zu 
Tage die Politik einer Großmacht nicht lenken, indem ſie der Regierung etwa 
ein durch alle Inſtanzen der Entwicklung hindurch auszuführendes Programm 
vorſchreibt. — Aber Ber eine Bewilligung der Auleihe, ſelbſt die Bundes⸗ 
Execution ſchließt den Uebergang zu einer Politik, wie ſie in dem Adreßent⸗ 
wurfe niedergelegt iſt, nicht aus, in keiner Weiſe. Gelingt es Ihnen, das 
Miniſterium zu überzeugen oder zu beſeitigen, in jedem Augenblicke iſt Ihnen 
ein ſolcher Uebergang moglich. Die Dinge liegen jo, daß wir den Krieg in 
demſelben Augenblicke, wo wir ihn wollen, haben können. Der Krieg hebt 
aber alle Verträge auf, auch das londoner Protokoll, und die Regierung kann 
dann die Erbfolge der Auguſtenburger anerkennen; auch einer ſolchen ſteht 
die Bewilligung der Anleibe nicht entgegen. Wenn die neueſten Nachrichten, 
deren amtliche Beſtaͤtigung allerdings noch nicht eingelaufen ſei, ſich beſtä⸗ 
tigten, ſo werden wir ſchneller vielleicht, als wir denken, mit einer größeren 
Forderung als dieſe Anleihe, mit der Forderung der Mittel zu einem weit⸗ 
ausſehenden Kriege an Sie herantreten. 8 3 

Die ſchleswig⸗holſteiniſche Frage hat ihre zwei Seiten, die föderale und 
die internationale; die bisherige 4 betrifft nur die erſtere Seite. 
Nennen wir Schleswig, was wir bis jetzt nicht genannt haben, ſo tritt damit 
die internationale Seite der Frage an uns heran, und in demſelben Moment 
die Nothwendigkeit, 50, ja 100 Millionen zu fordern. Die Zeit, wann ſolche 
kriegeriſche Verwickelungen eintreten, kann heute noch Niemand überſehen; 
jeder ſtreitige Punkt an der Bundesgrenze gegen Schleswig kann ohne ſon⸗ 
tige Rechtsverletzung jeden Tag den Kriegszuſtand herbeiführen; befürchten 
Sie doch nicht, daß dieſe Chance Ihnen entgeht, wenn Sie die Anleihe be⸗ 
willigen (Unruhe). In einem ſolchen Augenblicke Preußen ar die ihm 
ati 3 obliegenden Pflichten zu erfüllen, es dazu zwingen, die noth⸗ 
wendigſten Vertheidigungsmaßregeln zum Schutz ſeiner bedrohten Küſten und 
ſeines Seehandels zu unterlaſſen; bei einem etwaigen Kriege dem kleinen 
Dänemark gegenüber in der Rolle des Minderſtarken im Felde zu erſcheinen, 
Dänemark ſogar die Ueberlegenheit der Landarmee dadurch zu gewähren, daß 
Sie die Regierung außer . ſetzen, die preußiſche Armee rechtzeitig 
zu verſtärken, dadurch laden Sie eine ſchwere Verantwortlichkeit dem Vater⸗ 
lande gegenüber auf ſich. (Bravo der Conſervativen, Ziſchen links.) 

Der Präf ident erklärt, als ſich Redner zum Worte melden, daß er, be⸗ 
vor er die Debatte eröffnen könne, dem Correferenten das Wort zu ertheilen 


abe. 

Correferent Dr. Löwe: Er wolle nach dem ausführlichen Vortrage des 
Referenten nur noch die Motive darlegen, welche die Commiſſion bei ihrem 
Antrag auf die Adreſſe geleitet. Sie habe ſich zunächſt mit dem finanziellen 
Theil des ihr überwieſenen Geſetzentwurfes beſchäftigt, und ſei hier bereits 
auf große Bedenken geſtoßen, die indeß auf ihre vorläufige Entſcheidung kei⸗ 
nen Einfluß geübt und auf die ſie wieder zurückkommen würde, wenn ſie in 
die Berathung des Geſetzentwurfs wieder eintreten werde. Er wolle nur 
einen Punkt 1 herausheben. Der Miniſterpräſident habe zur Begründung 
der Creditforderung auf die Bundespflicht hingewieſen. Soweit ſeien wir 
aber noch gar nicht, da der Bund noch keine Anforderung an uns geſtellt 
habe; die Regierung fordere das Geld als Deckung für die Vorbereitungen 

im Voraus, als ein Vertrauensvotum für ihre Politik. Von einem ſolchen 
Vertrauen ſei in der Commiſſion keine Rede geweſen. Auch ſei die gefor⸗ 
derte Summe doppelt 0 groß, als ſie in früheren Jahren für die Erfüllung 
der Bundespflichten gefordert ſei. Die verlangten 2,500,000 Thlr. für die 
Mobiliſirung von 30,000 Mann entſprächen nämlich einer Summe von 30 
Millionen für die Mobilmachung der ganzen Armee, während früher für 
dieſe nur 15 Millionen veranſchlagt waren. Die Commiſſion ſei indeß von 
dieſen finanziellen Erwägungen, über die fie ſpäter berichten werde, abge 

angen, um die politiſche Seite in Erwägung zu ziehen und den Zweck der 

Anleihe zu unterſuchen. Der Miniſterpräſident habe, in der Commiſſion 
darüber Erklärungen gemacht, deren Totaleindruck dem ſeiner jetzt gehörten 
— enlſpre e. „Temporiſiren, freie Hand behalten“, das ſei der 
Kern ſeiner Auslaſſungen; d. h., man habe ja noch zu allen Dingen Zeit, 
man könne ſpäterhin ja alles Mögliche noch thun. ; > 

Im Eingange feiner Rede habe der Minifterpräfident darauf hingewieſen, 
daß, ſo zu ſagen, nur zünftige Diplomaten für die nothwendigen Schritte in 

der Politik ein Verſtändniß hätten, unzünftigen werde höͤchſtens der Beifall 
eines wohlwollenden Publikums zu Theil. Er wiſſe nun allerdings nicht, 

wie der Herr. e in die Zunft gelangt ſei (Heiterkeit); als 
iniſter gewiß nicht, vielleicht als antiparlamentariſcher 


nen Minorität die Geſchäfte der Regierung weiter zu führen. j 

Er gehe jetzt zu den ſachlichen Erklärungen des Miniſterpräſidenten über. 
Er wolle temporiſiren, freie Hand behalten, da man zum Krieg anfangen ja 
immer noch Zeit habe. Aber ſei das eine freie Politik, wenn er hier ein 
Vertrauens votum verlange für feine bisherige Politik, die nach feinen Erklä⸗ 
rungen den 1 . Auffaſſungen unterworfen ſei? Ohne in die 
Vergangenheit des Herrn Miniſterpräſidenten weit zurückzugreifen, wolle er 
nur einen Rückblick werfen auf die Zeit, wo er als homo novus, eine Eigen⸗ 
ſchaft, die er ſelbſt in Anſpruch nehme (Heiterkeit), zurückgekommen ſei. Er 
wiſſe nicht, was an dem Gerücht von ſeiner Hinneigung zu einer ruſſiſch⸗ 
franzöſiſchen Allianz wahr geweſen ſei, er wiſſe nur, daß, als zuerſt von der 
deutſchen Frage die Rede geweſen ſei, er geſagt habe, dieſelbe müſſe „mit 
Blut und Eiſen“ gelöſt werden. Er ſympathiſire in dieſer Beziehung mit 
dem Miniſter; er wiſſe recht gut, daß, wenn von der Zuſtandebringung der 
deutſchen Einheit durch Preußen die Rede ſei, auch das preußiſche Heer, dieſe 
vorzügliche Schöpfung der Freiheitskriege, die ſo feſt im Volke wurzele, eine 
Rolle dabei ſpielen müſſe. 

Drei Monate darauf, nachdem er den kleinen deutſchen Staaten geſagt, 
er werde ſie wider ihren Willen durch Blut und Eiſen zuſammenſchweißen, 
und ſie dadurch ins Lager Oeſterreichs getrieben habe, ſage der Miniſter zu 
Oeſterreich: Du gehörft nicht nach Deutſchland, dein Schwerpunkt iſt Peſth 
und Ofen. (Heiterkeit). Er habe geglaubt, daß Frankreich dabei der Soutien 
des Hrn. Miniſterpräſidenten geweſen ſei, aber einen Schritt weiter, und es 
habe ſich die großartige Perſpektive einer Großmacht im Oſten eröffnet (Hei⸗ 
terkeit) und durch Bekämpfung der polnifhen Inſurrection, durch ſeine pol⸗ 
niſche Politik ſei der Miniſter mit Frankreich in Conflict gerathen. — So 
beleidige er zuerſt die Kleinſtaaten, derletze dann Oeſterreich und ſtelle ſich 
dann mit dem franzöſiſchen Kaiſer auf geſpannten Sub: Wie habe er ſich 
dann im 0 Sommer zur deutſchen Frage geſtellt? er habe die Rolle des 
Weiſen geſpielt, d. h. geſchwiegen und dem Könige gerathen, nicht nach Frank⸗ 
furt a. M. zu gehen. Er habe ſchon früher ausgeführt, daß kein Moment 
günftiger geweſen fei, um Preußens wahre Machtſtellung in Deutſchland zu 

egründen und die deutſche Bundesreform in ſeine Hände zu geben. Er ſtelle 

ſich auf den Standpunkt des Miniſters und wolle von dieſem aus, freilich 
als nicht zünftiger Politiker, die Politik des Miniſters prüfen. Dieſer ſage, 
er könne thun, was er wolle. Da ſei aber eben nicht wahr; er könne nicht 
thun, was er wolle; ſein Ruf folge ihm als ſein Schatten nach. Was hülfe 
es ihm, wenn wir ihm auch Vertrauen ſchenkten, allein könnte er doch nicht 
gehen, er müßte mit den andern deutſchen Bundesgenoſſen gehen, und würde 
er von dieſen Vertrauen zu erwarten haben, nachdem er dem bäuerlichen 
Sprüchwort nach mit ſeiner Politik ſich bei jedem Schritt den Knüppel zwi⸗ 
ſchen die Beine geworfen und in einem fort über ihn geſtolpert ſei? ſie wür⸗ 
den mit ihm nicht Schulter an Schulter gehen wollen. 

Er habe mit Abſicht die innere Polikik nicht berührt und ſie auf den 
Altar des Vaterlandes niedergelegt; aber er frage, ob wir im Stande ſeien, 
eine Politik im Intereſſe Deutſchlands zu leiten und er ſage, die Miniſter 
ſeien es nicht im Stande. Der König habe das Recht, die Miniſter auf welchen 


Poſten er wolle, zu ſtellen, aber habe nicht die Gewalt, uns Vertrauen zu ſchl 


ihnen einzuflößen, geſchweige denn den von ihnen in allen Stadien belei⸗ 
digten Bundesgenoſſen. Wir aber und auch dieſe wollten keinen preußiſchen 
Krieg, ſondern einen deutſchen. Er müſſe ſich doch ſehr wundern, daß, nach⸗ 
dem man die Armeereorganiſation gegen den Willen der Volksvertretung 
ausgeführt, nachdem man geſagt, man müſſe die Landwehr ſchonen und ſie 
doch nun einberuft, aus offaiellem Munde hören zu müfjen, daß es zu einem 
Kriege gegen Dänemark noch langer Vorbereitungen bedürfe. Und ſei es 
denn nicht eine kleine Sache für Preußen, dieſe ſchleswig⸗holſteinſche Sache 
im Verein mit Deutſchland zu regeln? Der Miniſter habe auf die Stellung 
der europäiſchen Mächte hingewieſen. Aber ſei denn die europäiſche Lage 
ſo übel beſtellt, daß dies als ein ungünſtiger Zeitpunkt für das Vorgehen 
von preußiſcher Seite angeſehen werden müſſe? Oder ſei etwa ein anderer 
günſtigerer Zeitpunkt zu erwarten? Der Miniſterpräſident habe nicht be⸗ 
ſtritten, daß der londoner Vertrag im ruſſiſchen Intereſſe geſchloſſen ſei; 
nun denn, Rußland habe jetzt nicht die Macht, ſtörend einzugreifen, ſo lange 
die polniſche fan deen noch nicht niedergetreten ſei. Er glaube daher in 
der That, daß kein beſſerer Moment komme, um ſich von dem londoner, 
Traktate loszuſagen. Wenn der Miniſter das aber nicht wolle, ſo hätte er 
ihm als nichtzünftiger Ritter noch etnen Vorſchlag machen 2 Wenn 
er wirklich noch habe temporiſiren wollen, um kriegeriſche Vorbereitungen 
zu treffen, warum habe er nicht einen Zwwiſchenvo schlag gemacht, dahin, 
daß, wie Chriſtian IX., um ſein Erbrecht 5 ſichern, die Entſcheidung der 
däniſchen Stände angerufen, auch den ſchleswig⸗holſteiniſchen Ständen der 
londoner Traktat vorgelegt werden ſolle? Der Miniſterpräſident habe ſich 
aber noch mit keinem Finger von dem londoner Protokoll losgeſagt; in 
ſeiner identiſchen Note, die er mit Oeſterreich erlaſſen, fuße er noch auf 
dem londoner Protokoll. 8 

Welches Subjekt und welches Objekt habe denn nun ferner die beſchloſ⸗ 
jene Bundeserefution? Der Miniſterpräſident berufe ſich auf § 32 der wier 
ner Schlußakte, reſp. auf die im § 26 enthaltene Ausnahme. (Der Redner 
verlieſt die SS, welche die Fälle der Bundesexekution ſpezialiſiren; letzterer 
namentlich der Fall eines innern e als Grund zur Bundesexekution.) 
Der Miniſterpräſident habe ſchon viele Beweiſe von Scharfſinn im Auslegen 
gegeben, aber er glaube, an dieſem Paragraphen müſſe ſeine Interpreta⸗ 
tionskunſt doch ſcheitern. Er haſſe dieſen Paragraphen als einen abſcheuli⸗ 
chen, aber ſo abſcheulich er ſei, und ſo ſehr er gegen die Rechte des Volkes 
gerichtet ſei, ſo glaube er doch, daß gerade dieſer Paragraph gegen die Auf⸗ 
faſſung des Miniſterpräſidenten ſpreche, da der rechtmäßige Herrſcher der 
Herzog Friedrich ſei. Der Bund habe wenigſtens in Zweifel gelaſſen, wem 
die rechtmäßige Erbfolge gebühre; der Miniſterpräſident laſſe darüber keinen 
Zweifel, und habe durch Furcht und Drohung ſich eine Majorität beim Bun⸗ 
destage verſchafft. Der Miniſterpräſident ſage allerdings, was nicht iſt, das 
könne noch werden, und jo könne er am Ende wohl noch zur Anerkennung 
des Herzogs Friedrich gelangen. Aber vorläufig erkenne er noch den König 
von Dänemark als Herzog don Schleswig⸗Holſtein an, und wer ſtehe in der 
weiteren Entwickelung dieser Politik dafür, daß nicht, wenn die Exekution 
vollzogen ſei, deutſche Truppen wieder auf Polizeiwegen dem Fremdling deut⸗ 
ſches Land überliefern, und den Dänen die Waffen der Schleswig- Holſteiner 
nachwerfen müßten. Nein! es dürfe nicht temporiſirt werden. Wenn dieſe 
ai noch wenige Woche daure, dann könne ein fait accompli vorhan⸗ 
den ſein. 

Man müfje jo ſchnell als möglich mit allen Mitteln einen Bruch mit 
der Politik dieſes Miniſteriums herbeizuführen ſuchen, denn die Dinge in 
den Herzogthümern ſchritten ſchnell vorwärts. Man habe ja geſehen, wie 
ſich das Miniſterium zu den Einheitsbeſtrebungen der Nation verhalten; in 
letzter Inſtanz ſei es zum Dualismus gelangt, denn das verlangte Veto 
bedeute doch nichts Anderes als den Dualismus, und nun man habe ſich mit 
Oeſterreich in dieſer Frage geeinigt. Jetzt ſei nun gar die Trias zum Vor: 
ſchein gekommen. Baiern 87 ſich nach der letzten Kundgebung des dor⸗ 
tigen offiziellen Organs als dritte Großmacht gerührt. Die Mittelſtaaten 
könnten aber nur dann zur Macht gelangen, wenn ſie die 1 Deutſch⸗ 
lands in Schleswig⸗Holſtein einlöſten. In Schleswig⸗Holſtein jei die Ehre, 
ſei die Einheit Deutſchlands, dort hole man ſie! Geſchehe das aber nicht, 
dann werde die Nation auch dieſe Schuld in das deo Rechnungsbuch ein⸗ 
tragen, das ſie ſeit dem raſtatter Congreß angelegt. Mit den Mittelſtaa⸗ 
ten freilich werde ſie zuerſt abrechnen müſſen. Aber auch mit den beiden 
Großmächten werde abgerechnet werden, welche damals deutſche Länder an 
ſich genommen, da ſie die Mittel beſitzen müßten, um die Vertretung der 
deutſchen Intereſſen, die ſie gelobt, durchführen zu können, und die jetzt 
deutſche Provinzen preisgäben, deutſche Ehre nicht einlöſten, die auch preu⸗ 
ßiſche Ehre, unſere Ehre ſei. (Lebhaftes Bravo.) Eine letzte Hilfe aber ſei 
da, auf die wir rechnen könnten: das Selbſtgefühl der Nation. Es ſei leicht 
zu begretfen, wenn der friedliche Bürger ſich nicht leicht entſchließe, ſelbſt 
den Staat in Ordnung zu bringen, weil ja ſo viel gut bezahlte Leute da 
ſeien, die das für gewöhnlich zu beſorgen hätten, ſo möge man nicht allzu⸗ 
ſehr pochen; er werde ſich endlich doch entſchließen, ſelbſt Hand ans Werk 
zu legen. Jetzt greife man, um den Krieg zu vermeiden, zu den alten ab⸗ 
geſtandenen Redensarten von 1806: „Ruhe tft die erſte Bürgerpflicht“. Aber 
wenn wirklich ein großer europäiſcher Conflict im Anzuge ſei, dann könne 
er eben nur beſtanden werden von einer ſtarken und großen, einer entſchloſ⸗ 
ſenen Nation, die da erkenne, daß die Ehre des Vaterlandes zugleich ihr 
höchſtes Intereſſe ſei. (Beifall.) 5 . 

Aus allen dieſen Erwägungen habe ſich die Commiſſion nicht entſchließen 
können, unmittelbar einen Beſchluß über den ihr überwieſenen Geſetzentwurf 
zu faſſen, ſondern zunächſt dem Hauſe eine Adreſſe an den König vorzuſchlagen. 
Was den Geiſt der Adreſſe betreffe, jo ſei dieſelbe weit entfernt, auf einem Um: 
wege dem Miniſterium Bismarck die Mittel des Landes zur Verfügung zu 
ſtellen. Wenn aber im gegenwärtigen Augenblicke jeder deutſche Mann in 
dieſer großen Frage ſeine Stimme erhebe, dann müſſe auch das Haus die 
inneren Streitigkeiten bei Seite laſſen und ausſprechen: daß es das Vaterland 
höherſtelle als den Triumph irgend einer Parteipolitik (Stürmiſcher, anhalten⸗ 
der Beifall). 

Der Präſident macht dem Hauſe die Anzeige, 


daß, bevor in die Debatte 
eingetreten werden könne, die Präjudizialfrage zu erledigen ſei, ob überhaupt 


eine Adreſſe erlaſſen werden ſolle; es habe nämlich der Abgeordnete 
Graf Btehuſy⸗Hue den Antrag eingebracht: „Das Haus der Abgeordneten 
wolle beſchließen, zunächſt den von der kgl. Staats-Regierung beantragten 
Kredit von 12 Millionen zu bewilligen und demnächſt in die Berathung einer 
an Se. Majeftät den König zu richtenden Adreſſe einzutreten. — Abgeordneter 
Graf Schwerin bemerkt, es ſeien bei früheren ähnlichen Gelegenheiten 
beide Fragen in der Diskuſſion gemeinſchaftlich behandelt worden; man 
möge auch im vorliegenden Falle ebenſo verfahren und erſt ſchließlich 
die Frage entſcheiden, ob eine Adreſſe zu erlaſſen ſei, ob nicht. Die An⸗ 
tragſteller könnten ihre Gründe bei der allgemeinen Disfuffion geltend machen, 
welche man überhaupt möglichſt abzukürzen ſuchen müſſe (Bravo), da in den 
bisherigen Verhandlungen Alles reichlich geſagt worden ſei, was zur Klarlegung 
der Sache dienen könne. 

Der Antrag des Abg. Grafen Bethuſy⸗Huc erhält nicht die nöthige 
Unterſtützung. 

Die durch das Loos feſtgeſtellte Rednerliſte iſt folgende: gegen den An⸗ 
trag der Commiſſion die Abgg. Dr. Temme, Graf Bethuſy⸗Huc, Reichen⸗ 
ſperger, Graf Wartensleben, v. Carlowitz, Rohden, v. Valentini, Dr, Jacoby, 
Oſterrath, Wagener (Neuſtettin), Dr. Waldeck, Graf Sierſtorpff, Dr. Metzig, 
Dr. Freſe, v. Gottberg, v. Waldow⸗Reitzenſtein, Graf Pfeil und Hahn (Ra⸗ 
tibor). — Für den Antrag der Commiſſion: die Abgg. v. Unruh, Dahl⸗ 
mann, Tweſten, Stavenhagen, Duncker, Schulze (Berlin), Dr. Techow, v. Ka⸗ 
then, Jung, Dr, Koſch, Dr. Uhle, Dr. Müller, Dr. Baucder, v. Saucken (Ger⸗ 
dauen), v. Vincke⸗Olbendorf und v. Rönne. — Dr. Temme hat das Wort 
abgetreten an Abg. Dr. Waldeck: Die Adreſſe ſei nichts als ein Zwiſchen⸗ 
punkt für die Bewilligung der Anleihe. Er ſtimme dem Abgeordneten Löwe 
unbedingt zu in der Erklärung, die 12 Millionen ſeien nicht zu bewilligen, 
ja, nicht einen Thaler wolle er dieſer Regierung bewilligen. Selbſt wenn 
er blos vom Standpunkte der Regierung aus urtheilen ſolle, ob die Anleihe 
gerechtfertigt erſcheine, müſſe er antworten: „In keiner Beziehung.“ Die 
Regierung halte mit Oeſterreich vereint am londoner Protokolle feſt und ſei 
bereit, den König von Dänemark als Herzog von Schleswig⸗Holſtein anzu⸗ 
erkennen, wenn er gewiſſe Erklärungen und Verſprechen gebe. Solchem 
Drucke werde man ſich in Dänemark ſchließlich fügen; dann handle es ſich 
992 0 um Bundes Execution, und dazu ſei keine Anleihe erforderlich. 
Dieſe Execution ſei ſchon längſt beſchloſſen und würde ohne den Tod des 
Dänenkönigs in dieſem Hauſe ſchwerlich beſprochen worden ſein. Erſt durch 
dieſen Todesfall habe ſie eine höhere Bedeutung erhalten. ! 

Wenn der Miniſterpräſident hier Schreckgeſpenſter vorgeführt habe, indem 


er von einem möglichen europäiſchen Krieg rede, oder von einem möglichen 


Bundeskriege gegen Dänemark, jo ſeien das eben nur Möglichkeiten, 
nicht Wirklichkeiten, wie z. B. der Krimkrieg, der italieniſche Krieg, ja der 
beinahe zum Ausbruch gelangte Krieg mit Oeſterreich wegen Heſſens. Alle 
ſolche Phantasmagorien hielten vor einer ernſthaften Betrachtung nicht 
Stand. Handle es ſich aber in Wirklichkeit um einen bloßen Scheinkrieg, 
ſo würde nach Beendigung deſſelben das Miniſterium nur unnützes Geld in 
Händen haben, falls ihm die Anleihe bewilligt würde, gan abgeſehen davon, 
daß es frevelhaft ſei, die Söhne des Volkes eines Scheines wegen hinzu⸗ 
achten. — Kein Credit dürfe einem Miniſterium bewilligt werden, welches 
ohne Budget, unter flagranter Verfaſſungsverletzung und unter den tadelns⸗ 
wertheſten Wahlumtrieben ſeit zwei Jahren im offenen Kriege gegen das 
Haus lebe. — . Aus bloßen Nützlichkeitsgründen dürfe man ihm nicht eine 
ſolche Waffe reichen, ſondern müſſe ſich vielmehr auf den Standpunkt der 
Verfaſſung ſtellen und nicht vergeſſen, daß es ſich hier um die Geltend⸗ 
machung eines Artikels derſelben handle, welcher unſer einziges Palladium 
ſei. Er könne nirgends einen Anlaß zu einer Adreſſe finden, und würde es 
70 tb haben, wenn man ohne eine ſolche gethan hätte, was 
no ue. 

„Denn welchen Erfolg könne man von einer Adreſſe erwarten mitten in 
einer ſchwehenden Politik in auswärtigen Fragen? Habe man es doch ſchon 
zweimal mit Adreſſen verſucht, und als Antwort die Verſicherung erhalten, 
der König ſei vollkommen einig mit feinen Miniſtern; ja, daſſelbe habe ſich 
bei Gelegenheit der letzten Wahlen von Neuem dokumentirt, und es ſei zwei⸗ 
fellos, daß in einer fo großen Frage, wie die vorliegende, das Gleiche ge⸗ 
ſchehen werde. Man täuſche ſich, wenn man durch eine age einen grö⸗ 
ßeren Eindruck zu machen hoffe, als die geführten Debatten haben 5 
bringen müſſen: das könne die Adreſſe nicht, und ſelbſt wenn fie die Beredt⸗ 
ſamkeit eines Cicero, eines Demoſthenes und eines 8 entwickele, ſo 
würde ſie dennoch nichts ausrichten. Ihr einzig möglicher Zweck könne nach 
feiner (des Redners) Anſicht nur fein, einen Miniſterwechſel herbeizu⸗ 
führen, oder dieſes Miniſterium zu einem Wechſel ſeiner Politik zu be⸗ 
ſtimmen, — habe doch Herr v. Bismarck geſagt, er könne vielleicht auch 
auf ein nationales D kommen. Das Haus habe aber erſtlich 
ſchon früher erklärt, es könne mit dieſem Miniſterium nicht ferner verhan⸗ 


deln, und ſodann ſei ihm die ausgeſprochene Willensmeinung Sr. Majeſtät 


zweimal zugegangen: wolle man zum drittenmale mit demſelben Wunſche 
vortreten? Ein ſolcher Schritt würde Deutſchland gegenüber verkehrt ſein, 
indem er nur die Machtloſigkeit des Hauſes in Fragen der auswärtigen und 
inneren Politik vor Deutſchland bloßſtellen könnte. ' 

Seine eigene perfönfihe Stellung zur Sache — und darin liege fein 
eigentlicher Grund gegen die Adreſſe — charakteriſirt der Redner durch die 
Erklärung: jedem Ministerium, welches in Schleswig⸗Holſtein eine national: 
deutſche Polieik verfolge, ſich vom londoner Protocolle losſage und we VI, 
als Herzog von Schleswig⸗Holſtein anerkenne, ſeien alle erforderlichen Mittel zu 
bewilligen. Er ſei weit entfernt, irgend einem Miniſterium, welches in der 
inneren Frage denſelben Standpunkt einnehme, wie das gegenwärtige, etwas 
zu bewilligen. Einem Miniſterium, welches vor allen Dingen in dem ſchwie⸗ 
rigen Berfaffungsconflit nichts ändere, welches die Budgetloſigkeit beſteben 
laſſe, einem Minifterium, welches nach der heutigen Vorlage der Budgetloſig⸗ 
keit den geſetzlichen Stempel aufdrücken wolle, einem ſolchen Miniſterium die 
Mittel bes Landes zu Gebote zu ftellen, ſei etwas vollſtändig Unmögliches 
für dieſes Haus. Darum wäre es gewiß an der Stelle geen wenn der 
Nr. IV. der Adreſſe ein Paſſus über den Stand der inneren Fragen hinzu⸗ 
gefügt worden wäre. Man dürfe doch nicht weniger thun als das frühere 
Haus. Daſſelbe habe erklart, und die gegenwärtige Majorität ſei ja dieſelbe, 
daß es mit dieſem Ministerium nicht verhandeln könne. 

Es ſei ein leerer Vorwand, wenn geſagt werde, im Kriege laſſe ſich in 
inneren Fragen nicht entſcheiden; hier handle es ſich nicht um Organiſa⸗ 
tionen, ſondern um Inerfennung eines Grundſatzes. Es ſei nun 
gegenwärtig die Lage der Dinge noch viel unklarer, als bei den früheren Be⸗ 
ſchlüſſen, und deshalb könne er dieſer Adreſſe nicht zuſtimmen. Er habe kein 
Amendement geſtellt, weil er es nicht für zweckmäßig halte, zum drittenmale 
vor Se. Maj. den König mit demſelben Antrage zu treten, nicht für zweck⸗ 
mäßig und der Würde des Hauſes entſprechend, weil ſeine Machtloſigkeit 
dadurch nur erſt recht in'sklare Licht geſtellt werde. — Ein reactionäres Minifter 
rium ſei nicht im Stande, ſolche Politik zu treiben, wie das Haus verlange, 
es ſei nicht fähig, für Deutſchland dieſe Sander gegen den Willen von Ruß⸗ 
land und England zu erobern, und deshalb werde jeder Krieg das Ende 
baben, daß Geld und Blut des Landes nutzlos wird vergeudet ſein. Die 
Politit von Olmütz ſei eine Folge der Reaction, fei deren gerechter Lohn, 
gleichwie der Verluſt Italiens für Oeſterreich der Lohn ſeiner deſpoliſchen 
und reactionären Regierung geweſen ſei. Es ſei geſagt, daß wir die innere 
Frage nicht zum Opfer bringen können; das würde auch kein rechtes Opfer 
ein, A würde machtlos und elend bleiben, wenn es im Innern nicht 
rei würde. a 

Das ſei feine Stellung der Adreſſe gegenüber, weil er weit entfernt ſei, 
die innere Frage aufzugeben. Das Miniſterium werde daher die Partei, der 
es angehöre, wenn auch hier die Anſichten verſchieden ſeien, vereinigt finden, 
wenn es ſich um die innere Frage handle. Wenn die gegenwärtige Frage 
bejeitigt fein wird, dann werde die Partei ihre Stellung dem Minifterium 
gegenüber ganz ebenſo nehmen, wie ſie ſie bis heute eingenommen habe. — 
Das werde man finden, wenn es ſich um die Bewilligung der Anleihe 
ſelbſt handeln wird. Das politiſche Intereſſe Deutſchlands an Schleswig⸗ 
Holſtein berühre ihn ebenſo gut, wie irgend einen Anderen, aber zu einer 
Bewilligung, die dem Zwecke nicht entſpreche, könne das Haus ſeine Zuſtim⸗ 
mung nicht geben. Athme Preußen auf, ſo athme auch Deutſchland auf und 
wahrlich, es werde ſich die Herzogthümer nicht nehmen laſſen; und wenn der 
Dänenkönig fie in unrechtmäßigem Beſitz halte, fo werde er fi überzeugen, 
daß aus vielen Jahren Unrecht nicht eine Stunde Recht werden könne. 
5 werde ſich die Herzogthümer zur rechten Zeit wieder nehmen! 
(Bravo. - 

Abg. v. Unruh. Er wolle ſich möglichft von Perſönlichkeiten fernhalten 
und deshalb auch nicht darauf eingehen, daß der Miniſterpräſident die Theorie 
vom beſchränkten Unterthanenverſtande wieder hervorgeholt für ſich geltend ge⸗ 
macht habe, daß mit dem Amte auch der Verſtand komme. — Wenn je Zweifel 
über Bwedmäbigteit einer Adreſſe obgewaltet hätten, jo müſſe man dieſe jetzt 
aufgeben. Die Aeußerung des Miniſterpräſidenten habe den Eindruck ge⸗ 
macht, daß ein Dee in den maßgebenden Kreiſen über die Fragen der 
äußeren Politik herrſche, und daß insbeſondere der Minifterpräfident nicht mehr 
ſo ſicher ftehe, wie früher. Deshalb gerade müſſe man jetzt ſeine Stimme 
erheben. — Der Redner wendet ſich nun gegen mehrere Ausführungen des 
Abg. Waldeck, deſſen Pramiſſen zum Theil richtig ſeien, aber aus denen nicht 
die richtigen Folgerungen gezogen worden ſeien. Wenn derſelbe die Gefahr, in der 


* 


die Herzogthümer ſchwebten, anerkenne, jo müſſe man auch das Möglichſte 
thun, um dieſe Gefahr abzuwenden. Das Haus würde auch, wenn es mit 
dieſem Miniſterium für die Herzogthümer wirklich einſtünde, Kraft behalten 
für die innere preußiſche Politik. Die Erhaltung der Herzogthümer für 
Deutſchland ſei ein allgemeines Intereſſe, welches erfordere, daß Provinzen 
mit ihren Bewohnern nicht wie ein Rittergut mit feinem lebenden Invenka⸗ 
rium abgetreten würden. 

Sie ſei aber ganz beſonders ein ſpezifiſch preußiſches Intereſſe. Auch 
ein abſolutes Preußen, einen Friedrich den Großen an der Spitze, würde eine 
Gelegenheit, die Herzogthümer für Deutſchland zu gewinnen, nie verſäumt ha⸗ 
ben. Oeſterreich würde nicht die Politik der preußiſchen Regierung verfolgen, 
wenn es in der Lage Preußens wäre. Es würde vielmehr im eigenen Intereſſe 
ſicher jo handeln, wie wir der preußiſchen Regierung jetzt zumuthen. Selbſt 
die ſtrategiſchen Rückſichten machten eine ſolche Handlungsweiſe für Preußen 
nothwendig. Es käme dazu die Rückſicht auf das Intereſſe des preußiſchen 
Heeres. Die preußiſchen Offiziere hätten 1818 und 1849 gefochten zur Seite 
der ſchleswig⸗holſteinſchen Armee; die Scharte, die damals das preußiſche Heer 
erlitten, müſſe ausgewetzt werden und am wenigſten dürfe man unſerem Heere 
und vielleicht einem preußiſchen Prinzen zumuthen, wieder ſolche Erfolge her— 
beizuführen, wie fie im Jahre 1852 erreicht ſeien. Wenn Oeſterreich mit der 
preußiſchen Politik einverſtanden ſei, ſo ſei dies gewiß keine preußiſche mehr. 
Preußen könne ſich nicht mehr durch Kabinetskriege vergrößern, da die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der Völker ſich nicht mehr wie Sachen behandeln laſſe; es könne 
nur wachſen durch die Sympathien der deutſchen Nation. ar 

In diefer Beziehung führe er an, daß er vor Kurzem mit einem öfterreicht- 
ſchen Abgeordneten die Frage erörtert habe: wie Preußens Stellung geworden 
wäre, wenn es in der ruhig fortſchreitenden Entwickelung, die es ſeit 1858 be- 
gonnen, geblieben wäre. Dieſer Abgeordnete habe darauf erwiedert: dann 
wäre Oeſterreich in Deutſchland beſeitigt. Eine Parallele zwiſchen der Politik 
von 1852 und 1863 falle ſehr zu Ungunſten der letzteren aus. Im Jahre 1852 
ſei Preußen bis zu einem gewiſſen Grade zu ſeiner damaligen Handlungsweiſe 

ezwungen worden, jetzt wolle die preußiſche Regierung in ganz ähnlicher Weiſe 
freiwillig verfahren. Dieſes Verfahren würde noch weniger entſchuldbar ſein, 
als die Preisgebung von Elſaß und Lothringen, denn damals hätten einem 
zerfahrenen Deutſchland die beſten Staatsmänner und Generäle Ludwigs XIV. 
entgegengeſtanden; wir dagegen wollten zwei deutſche Länder an einen Staat 
von der Größe des Regierungsbezirks Breslau ausliefern. Die uns gegenüber⸗ 
ſtehenden Fragen ſeien nicht groß: bei energiſchem Vorgehen würde Preußen 
kein Hinderniß ſeitens Englands oder Frankreichs erfahren. Nie ſeien für Preu⸗ 
ßen die Umſtände ſo günſtig geweſen als gegenwärtig. Und wenn auch Ver⸗ 
wickelungen erfolgen ſollten, ſo müſſe man anerkennen, daß ohne Verwickelun⸗ 
gen Preußen nie aus ſeiner gegenwärtigen Stellung als Mittelſtaat heraus⸗ 
gerathen würde, und daß in dieſer Beziehung die Lage für Preußen nie jo 
günſtig geweſen wie gegenwärtig. 1 ß 45 
Die entgegengeſetzte Politik ſei gerichtet auf Wiederherſtellung der heili⸗ 
en Allianz: dies ſei das einzig erklärbare Ziel des Miniſteriums, ſonſt 
fei ſie vollſtändig unklar. Eine ſolche Allianz aber enthalte eine Herausfor⸗ 
derung Frankreichs, wobei Preußen am meiſten gefährdet werde. Man habe 
ihn früher darauf aufmerkſam gemacht, den innneren Zwieſpalt nicht dem 
Auslande gegenüber bloß zu legen: darauf müſſe er aber erwidern, er 
habe keinen andern Platz, ſeine Stimme zu erheben, als dieſe Tribüne, und 
er halte es für ſeine Pflicht, nicht zu ſchweigen. — Zum Schluß macht der 
Redner auf die jetzt häufig gehörte Parallele von 1848 und 1863 aufmerk⸗ 
ſam und bemerkt, daß die Revolution nicht durch einzelne Verführer oder 
Aufrührer hervorgerufen würde, ſondern von den herrſchenden Parteien, welche 
die Volksintereſſen vernachläſſigten und kränkten. Jetzt ſei die Unzufrieden⸗ 
beit über unſere Zuſtände in allen Kreiſen verbreitet, ſelbſt in den höchſten. 
Wenn die Regierung es dahin bringe, daß ſie deutſches Recht und National⸗ 
gefühl kränke, und uns Preußen über unſere Zuſtände und Politik die Scham⸗ 
röthe ins Antlitz ſteigen müſſe: dann hätten nicht die Verführer, dann hätte 
die Regierung den Grund zur Revolution gelegt. (Beifall.) 

Kriegsminiſter v. Roon. Ich will dem Redner nicht folgen auf das Feld 
der Revolutionsmacherei, welches er vor uns aufgerollt hat; wenn in ſeinen 
Aeußerungen etwa eine Drohung gelegen haben jollte, jo würde ich das ber 
dauern, beſonders weil ſie gegen mich erfolglos geweſen ſein würde. Ich 
will dem Vorredner auch nicht antworten auf ſeine ſtrategiſchen Betrachtun⸗ 
gen, wozu ich mich vielleicht provocirt fühlen könnte, nicht auf die ſtrategi⸗ 
ſchen Vortheile, welche daraus erwachſen, daß die Dänen für immer hinker 
die Eider zurückgetrieben würden. Ich will mich nur der Beſprechung eines 
einzigen Punktes zuwenden, der verſchiedentlich berührt worden iſt, ſchon bei 
der früheren ſchleswig-holſteinſchen Debatte, dann in dem Adreßentwurfe ſelbſt 
und heute hier im Hane In der Adreſſe ſteht das nicht ganz verſtändliche 
Wort: „Auf dem Boden der Herzogthümer hat unſer tapfered Heer feine 
erſten Siege nach den Befreiungskriegen erfochten, und damit feine Waffen- 
ehre für den endlichen Triumph der von ihm ruhmreich aber erfolglos der. 
theidigten Sache eingeſetzt. Die Unterdrückung der Herzogthümer ſeit 1851 
war die erſte und nothwendige Folge der unheilvollen Uebereinkunft von Ol⸗ 
mütz, deren verderbliche Rückwirkung auf Preußens innere Zuſtände und 
deulſche Machtſtellung, von jedem patriotiſchen Herzen bitter empfunden, erſt 
mit der Befreiung der Herzogthümer geſühnt ſein wird.“ 

Ich würde über dieſen Punkt vielleicht ſpäter bei der Spezial⸗Debatte ger 
ſprochen haben; da ich aber nicht ſicher bin, ob eine del Niven er⸗ 
greife ich ſchon jetzt die Gelegenheit, um mich gegen die Mißverſtändniſſe zu 
verwahren, die aus einer ſolchen Auffaſſung abgeleitet werden können. Ich 
kann nur lebhaft bedauern, daß ſolche Ausdrücke hier im Hauſe gefallen ſind; ich 
muß es bedauern und kann nicht unterlaſſen, auf das Ungeeignete ſolcher 
Beſchwörungsformelu hinzuweiſen. Es handelt ſich darum, die che 
der Armee, ihre Ehre, als ein beſtimmtes Moment für die politiſche Ent⸗ 
ſchließung der Regierung hinzuſtellen. Es iſt gewiß in der Armee der allge⸗ 
meine Wunſch, thätig zu ſein, das ehrenvolle Metier im Ernſte auszuüben, 
wozu die Armee erzogen und geſchult iſt. Es fehlt der Armee nicht das 
Bewußtſein, daß man mit Recht von ihr Thaten verlangen kann. Aber ſie 
ift ſich der großen Thaten ihrer Väter wohl bewußt und brenne darauf, es 
ihnen gleich zu thun. Inſofern kann ich wohl zugeben, daß ein Verlangen 
in der Armee iſt, zum Kriege zu kommen. In der vorliegenden Frage iſt 
dies gewiß ein ſehr natürlicher und ſogar ein recht dringender Wunſch in der 
Armee; aber darum handelt es ſich nicht. Die Armee wurde gern ins Feld 
ziehen, ganz abgeſehen von allen politischen Haarſpaltereien. 

Deren bedarf es für ſie nicht. Die Armee erinnert ſich, daß ſie dem Könige 
Treue und Gehorſam geſchworen hat, in guten, wie in böſen Tagen. (Rechts, 
ſehr richtig!) Was heißt nun: die Ehre der Armee 0 verpfändet? Die Ehre 
der Armee iſt ihre Integrität, ihr Ruf, ihre unbezweifelte Fähigkeit, jeder Zeit 
Gut und Blut, Leib und Leben hinzugeben für die Sache, die ſie vertritt. 
Wenn darin die Ehre einer Armee beſteht, ſo ſehe ich nicht ein, wie man 
davon reden kann, daß die Ehre unſerer Armee verpfändet ſei. Meine Her⸗ 
ren, was man verpfändet, das hat man weggegeben, das gehört uns nicht 
mehr (oh! ohh), das müſſen wir einlöſen. ie Waffenehre der Armee iſt 
nicht verpfändet, ſie hat in den Jahren 1848 und 49 unerſchrocken gekämpft, 
und wenn die Politik damals größere Erfolge ausſchloß, fe iſt davon die Ar⸗ 
mee nicht berührt; ſie trägt mit Recht den Kopf noch ſo hoch wie vorher. 
(Rechts, ſehr richtig) Die Ehre der Armee beſteht in der Wahrung derje⸗ 
nigen Eigenſchaften, welche eine Armee haben muß; eine Armee, die gehor⸗ 
ſam, treu, tüchtig und tapfer iſt, hat niemals ihre Ehre eingeſetzt, ganz 
abgeſehen davon, ob ſie glorreiche Waffenthaten verübt, und ob die Erfolge 
der Politik der Regierung durch ihre That glänzend werden oder nicht. Ich 
behaupte auch, eine Niederlage auf dem Schlachtfelde kann die Ehre der 
Armee nicht beeinträchtigen; es kommt nur darauf an, daß es eine ehren⸗ 
volle war. Auf die Niederlage von Collin folgten die Schlachten von Roß. 
bach und Leuthen, und die kleine Armee wußte zu ſiegen, da, wo es nicht 
ſchwer war, ſowie da, wo der Sieg große und blutige Anregen koſtete. 
Meine Herren! Auf den Tag von Ligny konnte der Tag von Belle Alliance 
folgen, weil die Armee zwar geſchlagen, aher von der Bahn der Ehre nicht 
gewichen war, auf dieſer Bahn unvergängliche Lorbern pflüdte, f 

Glauben Sie, meine Herren, daß es gut iſt, die Gefühle der Armee in 
einer 5 welche alle Schichten des Volkes fo tief aufregt, herbeizurufen: 
unfre Armee ift nicht politiſch; Gott ſei Dank. Können Sie wunſchen, daß 
unſre Politit in den Kaſernen gemacht wird? Ich will ein ganz praktisches 
Beiſpiel angeben, indem ich Sie erinnere an die Vorgänge in Süddeutſch⸗ 
land im Jahre 1849. Da haben wir erfahren, was es heißt, wenn die Bo: 
üüttk in den Kaſernen getrieben wird. (Eine Stimme rechts in lautem Tone: 
Sehr gut.) (Heiterkeit inks.) Glauben Sie, meine Herren, daß das reußiſche 
Hilfscorps vom Jahre 1812 Schaden genommen hat an ſeiner Ehre, weil 
einer Politik des Zwanges folgend, unſre Fahnen Napoleon nach Rußland 
folgten und weil dieſe Politik eine für den preuß. Staat demüthigende war? 
Glauben Sie, die preußiſche Armee hätte ihre Ehre in Rußland gelaſſen, 
wenn auf 1812 kein 1813 gefolgt wäre? Die preuß. Armee hat unbeſchädigt 
an ihrer Ehre beim 2 e aus Rußland ihre N Grenzen über: 
ſchritten. Meine Herren 800 kann unter allen Umſtänden nur den Wunſch 
ausſprechen, daß die Armee bei allen politiſchen Discuſſionen unberührt blei⸗ 
ben möchte. Ich glaube, es giebt keinen Standpunkt, von dem aus ich dieſen 
Wunſch nicht einen patriotiſchen nennen mochte. Ich möchte alſo nicht, daß 
man dieſen Paſſus in der Adreſſe beliebte; es iſt ohnehin doch nur ein Or⸗ 
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nament für die Adreſſe, und ich ſage es, ein Ornament, was keinesweges 
anfeuert, wohl aber verletzt. (Bravo rechts.) 

Der bon mehreren Seiten beantragte Schluß der Generaldebatte wird 
1 1 Hauſe angenommen; als nächſter Redner wird Graf Bethuſy⸗Huc 
präcludirt. e 

Referent Abg. Dr. Virchow: Der Erfolg der Adreſſe ſtehe allerdings 
nicht in der Macht des Hauſes, wenn aber die Gegner der Adreſſe ſagten, 
die Adreſſe werde nur die Machtloſigkeit des Hauſes darthun, ſo erinnere er 
an die Erfolge des Hauſes in der polniſchen Frage, um darzuthun, daß ge⸗ 
rade auf auswärtigem Gebiet das Haus die meiſten Erfolge erzielt habe und 
daher doch die Erfolgloſigkeit der Adreſſe nicht ſo ganz feſtſtehe. Er habe die 
Ueberzeugung, daß die Adreſſe eine große Bedeukung gegenüber Sr. Maje⸗ 
ſtät, . dem preußiſchen und deutſchen Volke habe. Es ſei des deut⸗ 
ſchen Mannes Pflicht, in dieſer Frage ſich offen auszusprechen, und er bitte 
daher die Gegner der Adreſſe, ihre patriotiſchen Bedenken fallen zu laſſen 
und für ſie zu votiren. — Was nun die perſönlichen Betrachtungen des Mi⸗ 
niſterpräſidenten im Eingange ſeiner Rede betreffe, ſo wünſche er nur, es 
möge demſelben gelingen, unter den Diplomaten eine ähnliche Stellung zu 
erlangen, wie er ſich unter ſeinen Spezialcollegen erworben habe (Heiterkeit). 
Vorläufig könne er nur conſtatiren, daß ſeine antinationale danse Politik 
ihm einige Anerkennung in England verſchafft habe (Heiterkeit). Wenn der 
Miniſterpräſident ferner auf die mannichfaltigen Auffaſſungen ſeiner Politik 
hingewieſen habe, ſo ſei es nicht ſeine Schuld, daß der Miniſterpräſident 
eine ſoſche politiſche Wandlungsfähigkeit an den Tag gelegt und deswegen 
eben nicht an einem Punkte greifbar ſei. Er treibe eben keine beſtimmte 
Politik, ſondern ſteure kompaslos in den Ocean der Ereigniſſe hinein. 

Er ſei aus der Fremde (Heiterkeit) ohne Programm hierher gekommen oder 
uur mit feiner Perſon als Programm, dem das Gerücht einer preußiſch⸗fran⸗ 
zöſiſch⸗ruſſiſchen Allianz zu Grunde lag. Noch heute habe er keine feſte Po⸗ 
litik, kein feſtes Prinzip während doch die Politik eines großen Staates nicht 
blos während wechjeluder Miniſterien, fondern durch ganze Dynaſtien hindurch 
durch ſolche feſte Prinzipien getragen fein müſſe. Er täuſche ſich auch, wenn 
er durch die Mannigfaltigkeit ſeiner Pläne ſein großes Ideal an der Seine 
zu erreichen glaube. Er müſſe aber auch dem Miniſterpräſidenten widerſpre⸗ 
ben, wenn dieſer dem Haufe wegen mangelnder Kenntniß der ſchweben den 
Verhandlungen ein Urtheil über Politik überhaupt abſpreche. Er möge aller⸗ 
dings als Laie über die ihm unbekannten ſchwebenden Verhandlungen urthei⸗ 
len — der Herr Miniſterpräſident habe vielleicht mehr in Petto als er ſage, 
vielleicht auch nicht — (Heiterkeit), er müſſe aber beſtreiten, ob bei der gegen⸗ 
wärtigen Bewegung der Nation Jemand ein beſſeres Urtheil über die allge⸗ 
meinen Zielpunkte der Politik abzugeben vermdge, als die Nation ſelbſt und 
ihre Vertreter. (Lebhafter Beifall.) Der Minifter habe nicht ihm perſönlich 
das Urtheil abgeſprochen, ſondern dem ganzen Haufe, indem er geſagt die 350 
Mann wären nicht im Stande ein Programm, d. h. ein feſtes Prinzip für 
die auswärtige Politik feſtzuſtellen. Wenn aber dies die 350 Vertreter der 
Nation nicht könnten, wenn ſie nicht ihre Stimme für eine nationale Politik 
zu erheben vermochten, wer in aller Welt ſollte denn das im Stande ſein? 

Der Miniſterpräſident könne gar keine nationale Politik einſchlagen; er 
habe kein Verſtändniß für eine ſolche. Niemand werde aber dem Hauſe 
ein Recht ſtreitig machen können, fein Urtheil über die Politik der Regierung 
auszuſprechen. Der Herr Miniſterpräſident habe im Einklange mit den Aus⸗ 
führungen der „Nordd. Allg. Ztg.“ (Heiterkeit) die Adreſſe für eine motivirte 
Ablehnung der Anleihe⸗Vorlage erklärt; er wolle nicht beſtreiten, daß ſein 
Einfluß bei Sr. Majeſtät noch ſo 1 ſein könnte, um eine ſolche Ablehnung 
zur Folge zu haben. lber der Wunſch der Mehrheit des Hauſes ſei dieſe 

olge nicht; er ſtelle es in entſchiedenſte Abrede, daß die Adreſſe ein bloßer 
Schein ſei. (Sehr richtig!) Sie votirten für die Adreſſe, mit dem innigſten 
Wunſche, daß der König auf die darin offen und freimüthig ausgedrückte 
Politik eingehen möge. Wenn auch der Miniſterpräſident von einer ableh⸗ 
nenden Antwort im Voraus überzeugt ſei, ſo erfordere es doch das Recht 
und die Pflicht der Vertreter des preußiſchen Volkes, ſich offen vor Seiner 
Majeſtät auszuſprechen. Der Miniſterpräſident ſage ferner, im Falle einer 
1 Creditforderung müſſe Preußen ſeiner Bundespflicht untreu 
werden. Wenn aber Preußen alle Mittel in Bewegung ſetzt, um den Bun⸗ 
destag in eine falſche Poſition zu treiben, und die Intentionen der beſſer ge⸗ 
ſinnten Regierungen zu hindern, ſo je doch die 1 aufzuwerfen, ob der 
Bund berechtigt ſei, einen ſolchen Beſchluß zu faſſen und ob das Haus ver⸗ 
pflichtet ſei, ſich daran zu binden. Er erinnere in dieſer Beziehung daran, 
daß das Haus bei der vorjährigen Etatsberathung einen Vorbehalt beſchloſ⸗ 
ſen habe und daß dem Bundestage kein Steuerbewilligungsrecht gegenüber 
den Landesvertretungen zuſtehe. 

Dem Kriegsminiſter erwiedere er auf feine Frage: inwiefern die Ehre der 
preußiſchen Armee in Schleswig⸗Holſtein verpfändet jei? daß für ihn (Redner) 
und ſeine Parteigenoſſen das Heer nach dem Geſetz von 1814 das Volk in 
Waffen ſei, daß alſo auch das Heer und zwar noch mehr als das Volk im 
Ganzen, da ja das Heer der handelnde Theil ſei, durch die frühere Politik in 
Schleswig⸗Holſtein getroffen werde. Bei dem damaligen Feldzuge habe ein 
ſtarkes preußiſches Heer ſich zurückgezogen vor einer kleiner däniſchen Macht und 
ſich mit dem Troſte begnügen müſſen, daß es nur ein „ſtrategiſcher Rückzug“ 
geweſen. Dieſer Rückzug ift von der preußiſchen Regierung veranlaßt worden; 
die Armee habe nichts dazu gekonnt. Die Regierung habe deshalb die Pflicht, 
dem Heere eine Entſchädigung für ſeine gekränkte Ehre zu geben, — dem Heere, 
welchem man den Ruhm und das Ziel ſeiner Kämpfe aus Gründen hoher 
Politik genommen. Daß dies auch die Geſinnung des Heeres ſei, bezeuge 
ein Artikel der Militär⸗Blätter, der ſeine (des Redners) Aeußerungen in der 
Budgetkommiſſi on reproduzirt und den der Miniſterpräſident gleich darauf durch 
die „Nordd. Allg. Ztg.“ (Heiterkeit) widerlegen zu müſſen geglaubt habe. 
Darin liege auch der Beweis, daß es ſich hier nicht bloß um die Politik der 
Kaſernen handle, wie ſie etwa der gemeine Mann, der Sohn des Volkes, mache, 
welcher gemeiniglich die Volkszeitung leſe (Heiterkeit), ſondern um Anſchauungen, 
die bis in die höchſten militäriſchen Kreiſe reichten. > 

Der Kriegsminiſter hätte ſich ſparen können, bier auseinanderzuſetzen, 
worin die Armee ihre „Ehre“ zu ſuchen habe. „Wir wollen dieſer Armee 
nur eine neue Schmach erſparen; wir wollen nicht, daß ſie von der zünf⸗ 
tigen Diplomatie abermals zurückgeführt werde von dem ſchon errungenen 
Siege. Wir wünſchen, daß Heer und Volk endlich gemeinſam gehen, auf 
daß ſie in Gemeinſchaft einen Sieg erfechten, durch welchen die Ehre beider 
wiederhergeſtellt werde.“ (Lebhaftes Bravo.) 

Es folgen perſönliche Bemerkungen. 

Miniſterpräſident v. Bismarck: Was den Vorwurf der Mannichfaltig⸗ 
keit in ſeinem Standpunkt betreffe, ſo rührte derſelbe zwar gerade nicht von 
dem Referenten her, obgleich auch dieſer ihm die ſchwer zu vereinbarende Zu⸗ 
neigung zu Frankreich und zu Oeſterreich vorgeworfen habe, um ſo weiter 
ſeien aber andere Redner in dieſem Cirenlus vitiosus ge angen; einer derſel⸗ 
ben habe weniger geſchmackvoll als der Referent, ſeine Politik ſogar ein bes 
ſtändiges Stürzen und Stolpern von einem Standpunkt zum andern ges 
nannt, und wie es ihm ſcheine, mit einigem Schmerze nur das ſchließliche 
Fallen vermißt. Er bemerke dabei, daß dem ungünſtigen Spieler jeder 

chachzug als Ende des Spiels zu erſcheinen pflege. Die Politit jei keine 
exacte Wiſſenſchaft; mit den wechſelnden Ereigniſſen müſſe auch der Stand⸗ 
punkt des praktiſchen Politikers wechſeln. 

Er erkenne die ausgezeichneten Leiſtungen des Vorredners auf dem Ge⸗ 
biete ſeiner Wiſſenſchaft vollſtändig an; nur glaube er, auf dem Gebiete der 
Politit ihm darin gleich zu kommen; wenn der Vorredner ſich aber aus ſei⸗ 
nem Bezirke entferne und auf ſein (des e hinüberſtreife, ſo müſſe 
er ihm bemerken, daß in dieſer Beziehung ſein Urtheil für ihn ſehr leicht ins 
Gewicht falle. „Ohne Ueberhebungen in dieſen Dingen verſtehe ich es beſſer.“ 
1 Heiterkeit.) Der Vorredner habe geſagt, ich hätte kein Verſtändniß 
ur eine nationale Een ich behaupte, daß er ſelbſt für politiſche Politik 
überhaupt kein Verſtändniß habe; dieſes Verſtändniß iſt in übrigen Ländern 
freilich auch nicht viel weiter verbreitet als bei uns; in andern Par⸗ 
lamenten findet ſich aber ſelten eine gleiche Entſchloſſenheit im Ausſpre⸗ 
chen von Anſichten neben demſelben Maße von Unkenntniß wie bei uns. 
(Große Heiterkeit.) . 

Abg. v. Ku erklärt gegen den Kriegsminiſter, er habe mit feinem 
Hinweis auf fee tſame Bewegungen keine Drohung ausſprechen, nur eine 
Thatſache hinſtellen wollen. — Kriegsminiſter v. Roon acceptirt das. 
Abg. Dr. Virchow: Der Miniſter⸗Präſident habe ezeigt, daß er auf 
dem Gebiete der perſönlichen Bemerkungen am ſtärkſten ſei; ob in der Po⸗ 
litik, das werde die Zeit 1 Guſtimmung.) 

Präſident Grabow: Zur Specialdiskuſſion liege bei dem Mangel aller 
Amendements kein Stoff vor; wenn alſo kein Widerſpruch erfolge, ſo werde 
er keine Specialdebatte eintreten lafjen. ‘ 

Abg. Graf BethufysHuc erhebt Widerſpruch, da er nicht aus perſön⸗ 
lichen Gründen, nur im Intereſſe der Sache das Wort wünſche. — ah, 
Jung: Nur bei dance a ſei nach der Geſchäftsordnung eine General⸗ 
und Special⸗Diskuſſion zuläſſig, wenn auch bei Adreſſen der Uſus des 
a eine Abweichung eingeführt habe. Abg. Gr. Schwerin beftätigt, 


79 at beſtreitet das. Das Haus entſcheidet gegen die Specials 
iskuſſion. 

Die Vorfrage ob eine Adreſſe erlaſſen werden ſoll, wird . Ma⸗ 
jorität bejaht. Die Adreſſe ſelbſt wird bei Namensaufruf mit 207 gegen 107 
St. angenommen. Die Minorität beſteht aus den Conſervativen, Katho⸗ 


liken, Polen und einer An; 
Aegerter, Arnold, Baur, Bresgen, Calow, v. Carlowitz, Caspari, 
ühling, Gortzitza, v. Hilgers, Det, 


Berlin, 18. Dez. [Se. Mafeſtät der König] haben, wegen 
einer leichten Unpäßlichkeit rheumatiſcher Art, die laufenden Vorträge 
abbeſtellt und nur kurze Zeit den Miniſter⸗Präſtdent von Bismarck em⸗ 
pfangen, ſowie die Meldung des General⸗Majors Grafen zu Münſter⸗ 
Meinhövel entgegengenommen. (St.⸗A.) 

[Der König und Buchanan.] Daß der König Wilhelm in 
der ſchleswig⸗holſteinſchen Sache den diplomatiſchen Vermittlungsverſuchen 
überhaupt nicht leicht zugänglich iſt, darüber ſoll der engliſche Botſchafter 
in Berlin kürzlich auch ſeine Erfahrungen gemacht haben. Sir Andrew 
Buchanan hat nämlich, wie glaubwürdig erzählt wird, wirklich die 
Kühnheit gehabt, in einer Audienz den Koͤnig perſönlich in Folge der 
Zurücknahme der Bekanntmachung vom 30. März um Siſtirung der 
Execution anzugehen, ſoll aber von Sr. Maj. eine entſchiedene Abwei⸗ 
ſung erfahren haben. (Weſ. 3.) 

[Das kronprinzliche Paar.] Wie aus Brüſſel gemeldet 
wird, tafen Ihre königl. Hoheiten der Kronprinz und die Frau Kron⸗ 
prinzeſſin auf der Rückreiſe von England am 15. d. Abends dort ein 
und nahmen am 16. d., dem 73. Geburtstage Sr. Maj. des Königs 
der Belgier, an den dortigen Hoffeſtlichkeiten Theil. (Geſtern Abend 
ſind Ihre königl. Hoheiten in Köln angekommen, haben dort im Hotel 
Victoria übernachtet und ſind heute Morgen zu einem kurzen Beſuche 
am großherzogl. Hofe nach Karlsruhe weiter gereiſt. Wie verlautet, 
gedenken Höchſtdieſelben am Montag Früh wieder hier einzutreffen). 

[Gegen die Freiſchaaren.] Man erzählt, daß zwiſchen Han⸗ 
nover, Preußen und Mecklenburg eine Convention geſchloſſen ſei, worin 
die genannten Staaten ſich verpflichten, keine Freiſchaaren nach Schles⸗ 
wig⸗Holſtein durchzulaſſen. (F. J.) 

— Berlin, 18. Dezember. [Der Adreßentwurf des Her- 
renhauſes.] Seltſamer Weiſe geht zwei Stunden nach dem Schluß 
der Adreßdebatte im Abgeordnetenhauſe der Adreßentwurf des Herren⸗ 
hauſes aus der Preſſe hervor. Derſelbe iſt, wie ich höre, verfaßt von 
Hrn. Arnim⸗Boytzenburg, verbeſſert von Hrn. v. Kleiſt-Retzow 
und modiſizirt von Herrn Dr. Brüggemann. Dieſe drei haben 
ihn unterſchrieben, und unterſtützt iſt er durch v. Below, v. Franken⸗ 
berg⸗Ludwigsdorf, v. Meding, v. Plötz, v. Rabe, v. Rabenau, Graf 
v. Rittberg, Graf von Schlieben, Dr. v. Zander. Die Motive lau⸗ 
ten: „Die Pflicht des Herrenhauſes, ſich über die von der Staats⸗Re⸗ 
gierung geforderten Geldmittel, zu den in Folge der Streitfragen zwi⸗ 
ſchen Deutſchland und Danemark erforderlichen militäriſchen Maßre⸗ 
geln, rechtzeitig zu erklären.“ 

Der intereſſante Entwurf, der ſich bemüht, den Gegenſatz der bei⸗ 
den Häuſer ſo ſcharf wie möglich hervorzukehren und von einer ſelten 
kühnen Phantaſie getragen wird, lautet: 

4 Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter König! 
Allergnädigſter König und Herr!“ 

Nach dem Inhalte der Adreſſe, welche das Abgeordnetenhaus in Folge 
der Vorlage Cw. königlichen Majeſtät Regierung, betreffend den außer⸗ 
ordentlichen Geldbedarf zu den in Folge der Streitfragen zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Dänemark erforderlichen militäriſchen Maßregeln an Ew. kö⸗ 
nigliche Majeſtät gerichtet hat, liegt die Beſorgniß nahe, daß das Ab⸗ 
geordnetenhaus dieſe Forderung der Staatsregierung verweigern, oder an 
unzuläſſige Bedingungen knüpfen, in erſterem Falle aber dem ebrerbietigft 
unterzeichneten Herrenhauſe keine Gelegenheit gegeben werde, ſich über feinen 
Standpunkt zu dieſer Forderung auszusprechen. und den Geſinnungen 
Ausdruck zu geben, welche daſſelbe in dieser Frage hegt. 3 
rechtfertigt den Entſchluß, dieſelben ſchon jetzt Ew. königlichen Majeſtät ehr⸗ 
erbietigſt darzulegen. 

Wenn auch die Anſichten darüber verſchieden ſein mögen, wer nach dem 
Ableben des Königs Friedrich VII. zur Regierung der Se e de Schles⸗ 
wig und Holſtein oder zu welchen Theilen derſelben berechtigt ſei, darin ſind 
alle Parteien einig, daz das Ziel und die viel ältere Aufgabe der deutſchen 
Regierungen die Sicherung der Rechte dieſer Landestheile in Bezug auf ihre 
Verfaſſung iſt. Die Succeſſionsfrage wird vom deutſchen Bunde zur Zeit 
als eine offene betrachtet. In der Verſaſſungsfrage aber ſchreitet der Bund 
duſch ſeinen N vom 7. Dezember d. J., dem Vertragsbruch Däne⸗ 
marks gegenüber, nach zehnjährigen Verhandlungen zur That. 

Dieſe Maßregel ſoll und darf der Frage: wer nunmehr der rechtmäßige 
Herrſcher der Herzogthümer ſei? in keiner Weiſe präjudiciren. Niemand aber 
kann beſtreiten, daß, wenn es ſich um Löſung jener Frage, und, falls Preu⸗ 
ßens Intereſſe dies rechtfertigt, um Durchführung derſelben mit der Gewalt 
der Waffen handelt, Preußens Stellung 4 55 ſei: wenn Holſtein von 
deutſchen Truppen, als wenn es von däniſchen Truppen beſetzt iſt. Ew. kgl. 
Majeſtät fordern zu jener Maßregel als Bundesglied von der Landesbertres 
tung die Mittel, welche nöthig ſind, um einestheils Preußens Verpflichtungen 
in dieſer Beziehung zu erfüllen, und anderntheils Preußens Machtſtellung 
und Ehre gegen jeden Angriff bei dieſer Erfüllung zu ver a 

Das Herrenhaus geht von dem Grundſatze aus, daß, ſo wenig der Lan⸗ 
desvertretung d Recht beſtritten werden kann, auch in den Fragen der äu⸗ 
ßeren Politik ihre Wünſche und Anſichten der Krone gegenüber auszusprechen, 
dies nicht dahin führen darf, dieſe Wünſche und Anſichten höher zu ſtellen, 
als die Pflicht, der Krone die verfaſſungsmäßige Mitwirkung zur Beſchaffung 
der zu jenem Zwecke nöthigen Mittel zu gewähren. 

Das Herrenhaus iſt ſich aber auch bewußt, daß jenem Rechte der Landes⸗ 
vertretung ihre Wünſche und Anſichten in Fragen der äußeren Politik aus⸗ 
zuſprechen, und denſelben innerhalb ihrer Competenz Geltung zu verſchaffen, 
das ältere Recht der preußiſchen Könige, welches der Artikel 48 der Verfaſ⸗ 
fung aufs Neue beitätigt, gegenüberſteht: in Fragen der äußeren Politik, 
welche in der Regel die Frage üder Krieg oder Frieden in ihrem Schoße 
tragen, ſelbſtſtändig und endgiltig zu entſcheiden. 

Auch das Herrenhaus würde mit Freuden einen dentſchen Fürſten als 
Herrſcher jener deutſchen Länder begrüßen. Auch wir würden, wenn Ew. gl. 
Majeſtät nach Prüfung des Rechts und der europäifchen Verhältniſſe es im 
Intereſſe Preußens für gerechtfertigt erachten ſollten, jenem Wunſche des 
deutſchen Volkes durch die preußiſchen Waffen Nachdruck zu geben, freudig die 
ierzu nöthigen Mittel gewähren. — Aber dies kann kein Grund fein, die 

tittel zu perſagen, welche zunachſt zur Pflichterfüllung, gegenüber dem 
deutſchen Bunde und nöchigenfalls zur Vertheidigung Preußens, auf dem 
Wege einer energiſchen i. g der Verfaſſungsrechte der deutſchen Her⸗ 
zogthümer, erforderlich ſind. f 

Wenn aber überdies, wie in dem vorliegenden Falle, ein Theil der Lan⸗ 
desvertretung von der Krone die rückſichtsloſe Verfolgung deſſen, was der⸗ 
ſelbe in dieſem Streite nach ſeiner Auffaſſung für das Recht erkennt, als 
eine Ehrenpflicht Preußens verlangt, fo können wir darin nur eine Auffor⸗ 
derung mehr finden, der Krone auch die Mittel zu dem von ihr zunächſt be⸗ 
ſchloſſenen Schritte zu gewähren. Denn nicht das Intereſſe für das Recht 
eines oder des andern Prätendenten, ſondern für das Recht deutſcher Länder 
und deutſcher Stämme kann jenem 1 * die — Grunde liegen. Zur 
Sicherung derſelben auch in Bezug auf die Succeſſionsfrage können aber die 


| 
| 
| 
ö 
4 
| 


ren 


rr 


ner 


bon Ew, königl. Majeſtät im Einverſtändniß mit dem Beſchluſſe des Bundes 
beahſichtigten militäriſchen Maßregeln nur förderlich fein. 

Wer die Krone durch Verſagung der hiezu erforderlichen Mittel zu ande⸗ 
ren Wegen nöthigen will, der greift in die Rechte der Krone ein; denn er 
ſtellt feinen Willen in Bezug auf die Wahl der Mittel über den ihrigen. 
Das Herrenhaus hält endlich den Grundſatz feſt, und wird ihn hoffent⸗ 
lich nie verleugnen: daß, wo es ſich um Wahrung von Preußens Ehre und 
Unabhängkeit handelt, die Mittel dazu von der preußiſchen Landesvertretung 
niemals deshalb verſagt werden dürfen, weil dieſelbe, oder ein Theil der⸗ 
ſelben, mit dem Syſtem der Staatsregierung im Innern nicht einverſtanden 
ir oder fe den Leitern der Staatsgeſchäfte kein Vertrauen hegt. Denn es 
iſt die erſte Pflicht eines ſelbſtloſen Patriotismus, alles dazu zu thun, damit 
nie und nimmermehr Zerwürfniſſe im Innern zu einer Schwächung des An⸗ 
ſehens und der Kraft nach außen führen. 

Aus allen dieſen Gründen fühlt das Herrenhaus ſich gedrungen; Euer 
königlichen Majeſtät ehrerbietigfl zu erklären, daß es die unbedingte Geneh⸗ 
migung des Geſetz⸗Entwurfes über den Gelb-devarf für die militärischen 
Maßregeln in Folge der zwiſchen Deutſchland und Dänemark ſchwebenden 
hi Streitfragen, ſeinerſeits als eine unabweisliche Pflicht erkennt, daß es aber, 
u auch wenn, wider Verhoffen, derſelbe die Genehmigung des anderen Hauſes 


il nicht finden ſollte, von der Zuverſicht erfüllt iſt, daß die c eue 
des preußiſchen Volkes, wo es ſich um die Ehre und die Pflicht Preußens, 
wie um den Schutz eines deutſchen Bundeslandes gegen Vergewaltigung 

N Seitens Dänemarks handelt, nöthigenfalls ohne ein Geje jene Mittel ge⸗ 

währen werde. — In tiefſter Ehrfurcht erſterben wir Euer königlichen Majeſtät 

allerunterthänigſte, treugehorſamſte, das Herrenhaus.“ 
1 Deut ſchland. 

München, 17. Dezbr. [Volontär.] Prinz Karl Theodor 
von Baiern iſt heute nach Dresden abgegangen, um als Volontär zum 
ſächſiſchen Executionscorps zu ſtoßen. 

In Sachen Schleswig ⸗Holſteins. 

} AV Bon der Elbe, 17. Dez. [Der hannoverſche Mi⸗ 

N niſter Münchhauſen. — v. Scheele. — Rendsburg. — Auf: 

0 forderung des ſchleswig⸗holſteiniſchen Comitée's in Ham⸗ 

il burg. — Die „Altonaer Nachrichten.“] Wenn man ſich allge: 

mein darüber verwundert hat, daß Geheimrath Nieper und nicht der 

Miniſter, Freiherr v. Münchhauſen, zum hannoverſchen Civilcommmiſſar 

für Holſtein ernannt wurde, ſo bin ich durch beſondere Mittheilung aus 

der Reſidenz Hannover in der Lage, Ihnen den Schlüſſel zu dieſem 

Räthſel an die Hand zu geben. Hr. v. Münchhauſen wollte nämlich 

nur dann die Functionen eines Civilcommiſſars ausüben, wenn ent⸗ 

weder von den an der Bundes-⸗Execution betheiligten Regierungen oder 
von dem deutſchen Bundestage die beſtimmte Garantie da⸗ 
für geboten würde, daß die jetzt nach Holſtein ziehenden Gre- 
cutionstruppen erſt in dem Augenblicke Schleswig Holſtein 
We. verlaſſen würden, wenn den Schleswig: Holfteinern geholfen 
und die ſchleswig⸗holſteiniſche Angelegenheit endgiltig zum Aus⸗ 
trag gebracht worden ſei. Auf eine jo bindende Verpflichtung habe 
man ſich dann aber an maßgebender Stelle nicht einlaſſen können oder 
wollen! — Der Landdroſt der Herrſchaft Pinneberg und Oberpräſident 

1 von Altona, Exminiſter von Scheele, ſetzt in den ihm unterliegenden 
Bezirken die ſeit Jahren von ihm verübten däniſchen Umtriebe fort. 
Bor wenigen Tagen berief er die Dorfvorſteher der Herrſchaft Pinne⸗ 
berg, um fie auf den nahe bevorſtehenden Krieg aufmerkſam zu machen 
und fie zu fortgeſetzter ()) Loyalität gegen König Chriſtian IX. aufzu⸗ 
fordern. 

Der ſüͤdlichere Theil der Stadt Rendsburg, das ſogenannte Neuwerk, 
wird durch daͤniſche Vorſichtsmaßregeln mehr und mehr von der Alt: 
ſtadt getrennt. Nicht genug mit dem vor etwa 2 Jahren zwiſchen 
genannten beiden Stadttheilen in aller Stille aufgeführten hohen Erd⸗ 
wall, werden jetzt vor demſelben, d. h. in der Richtung nach der 
Rendsburg mit Neumünſter verbindenden Eiſenbahn neue Erdwälle 
aufgeworfen und Alles aufgeboten, um nöthigenfalld das Vordringen 
eines ſüdlichen Feindes gegen die ſchleswigſche Grenze moͤglichſt zu be⸗ 
einträchtigen. — Das hier in Hamburg beſtehende ſchleswig⸗holſteini⸗ 
ſche Comite, deſſen Mitglieder ausſchließlich angeſehene Patrioten ſind, 
hat an die hieſige Einwohnerſchaft die berechtigte Aufforderung gerichtet, 
daß dieſelbe ſich, zum Nachweis der hamburgiſchen Vaterlandsliebe und 
zur Aufmunterung der vielleicht binnen wenigen Wochen für deutſches 
Recht und deutſche Ehre in blutige Schlachten ziehenden deutſchen Krie⸗ 
ger, zur freiwilligen Entgegennahme von Einquartirung entſchließen 
möge, welche Aufforderung dann auch, Gott ſei Dank! ſchon jetzt 
Früchte getragen hat. — Das einzige Blatt in ganz Holſtein, welches 
der däniſchen Regierung gegenüber Verpflichtungen hat, iſt der in Al⸗ 
tona erſcheinende „Nordiſche Courier“, auch genannt „Altonaer Nach⸗ 

richten.“ — Dieſe Zeitung beſitzt das Anrecht auf die Veröffentlichung 
der bezahlten gerichtlichen Bekanntmachungen aus dem Herzogthum 
Schleswig und muß ſich in Folge deſſen däniſche Beeinfluſſung gefallen 
laſſen. Eine in dem genannten Blatte vorgekommene Berichtigung der 
Berichte über die Befeſtigung von Sprengungs-Apparaten an den hol⸗ 
ſteiniſchen Eiſenbahnbrücken giebt mir Veranlaſſung, dies zu erklären; 
zugleich aber halte ich meine früheren Angaben in ihrem 
vollen Umfange aufrecht, wie denn auch der „Nordiſche Courier“ 
naiverweiſe ſelbſt zugeſteht, daß bei einem Tiſchlermeiſter in Neumünſter 

„Käſten zum Sprengen von Eiſenbahnbrükken“ beſtellt würden!! 

5 * Kopenhagen, 16. Dez. [Ausſchreibung von Re⸗ 
montepferden. — Audienzen. — Umſchwung in der ſchwe⸗ 
diſchen Politik. — Die Eiderbrücke vor Rendsburg unter⸗ 
minirt.] Der Miniſter des Innern für das eigentliche Königreich 
Dänemark, Orla Lehmann, hat unter Genehmigung des Königs aus 
dem Königreiche Dänemark nicht weniger als 3820 Remontepferde 
ausgeſchrieben. — Heute hatten der außerordentliche Vertreter der Kö: 
nigin Victoria von England und der Baron Carl v. Scheel⸗Pleſſen 
kurz nacheinander bei König Chriſtian IX. Audienz; über den Gegen⸗ 
ſtand, ſowie über die etwaige politiſche Tragweite der Unterredungen 
iſt indeß augenblicklich nichts Authentiſches zu ermitteln. Die hieſigen 
Blätter beſchäftigen ſich heute faſt ausſchließlich mit dem vermeintlichen 
Umſchwunge der ſchwediſchen Politik zu Gunſten Dänemarks. Skandi⸗ 
naviſten behaupten ſogar, König Carl werde alsbald an der Spitze von 
mindeſtens 20,000 Mann dieſſeits des Sundes erſcheinen, jedoch 
iſt die Beſtätigung der entſprechenden ſtockholmer Meldungen abzuwarten, 
da das ſkandinaviſtiſche ſtockholmer „Aftonbladet“ in dieſer Beziehung 
nicht maßgebend fein kann. Für mich wäre nur eine Wahr⸗ 
cheinlichkeit vorhanden, welche fo unmittelbar nach dem Schluſſe des 
ſchwediſchen Reichstages das dänenfreundliche Auftreten des Königs von 
Schweden motiviren könnte, nämlich: die Berückſichtigung der deutſch⸗ 
feindlichen Rathſchläge des hieſigen ſchwediſch⸗norwegiſchen Geſandten, 

Grafen Henning Hamilton, der in größter Leidenſchaft für den bis da: 
hin geſcheiterten ſkandinaviſchen Allianz⸗Traktat ſchwärmt und mit dem 
Schwedenkönig ſehr intim befreundet iſt. — Wie mir von glaubwürdi⸗ 
ger Seite mitgetheilt wird, hat der Kriegsminiſter Lundbye zur Unter⸗ 
minirung der Eiderbrücke vor Rendsburg Ordre gegeben, damit dieſelbe 

nach erfolgtem Eintreffen der geſammten däniſchen Armee auf ſchles⸗ 

wigſchem Boden in die Luft geſprengt werden könne. 

* London, 15. Dez. [Times“ und „Kreuzzeitung“ 
Arm in Arm.] Zwiſchen dem Anfang des Jahres 1848 und dem 
Schluß des Jahres 1863 eine allgemeine Aehnlichkeit zu entdecken, 
dürfte ſchwer ſein. Aber die „Times“ glaubt, die Ereigniſſe, die ſich 
h damals auf einem Punkt Europas begaben, mit denen, die ſich dort 
N jetzt vorbereiten, vergleichen zu dürfen: 


. 50. 


Ruſſen 87%, 


der Metallvorrath 13,675,474 


Metalliques 72, 40. 
Bank⸗Aktien 781, 
VE NR 183, %, Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 185, 75. 
bahn 154, 50, Neue Looſe 140, 40, 
bahn 252, —, - 


ſtiger geſtimmt, ſchloß matter für öſterreichiſche eee e 
bedeutend. An 
Schluß ⸗Courſe: Ludwigsh.⸗Berbach 12485 

Bank⸗Aktien 215, 4 


3184 


In wenigen Stunden — fagt fie — werden die Truppen des deutſchen 
Bundes als Executions⸗Armee in Holſtein einrücken. Die Dänen werden 
hoffentlich keinen Kampf mit den großen Militärmachten Deutſchlands pro⸗ 
voziren und der Frieden kann ſomit noch erhalten bleiben; obwohl eine Na: 
tion, die bei der gegenwärtigen Lage Europas das Gebiet eines Nachbars 
beſetzt, ſich in gelährlicher Weiſe dem Kriege nähert. Wie 1848 iſt „Krieg“ 
die Loſung in Berlin. Die preußiſche Armee dürſtet nach einer Gelegenheit, 
ſich auszuzeichnen. Damals, wie jezt, wurde durch den Tod eines daͤniſchen 
Monarchen der Ausbruch einer Kriſis beſchleunigt, und die in einen politi⸗ 
ſchen Kampf mit dem Volke verwickelte preußiſche Regierung fand es mög- 
lich, dieſe Kriſis auszubeuten. Da ſich ein neues Kapitel in der militäri⸗ 
ſchen Geſchichte Preußens zu eröffnen ſcheint, mag es nicht ohne N 
jein, an die Feldzüge der Preußen gegen die Dänen in den Jahren 1848—49 


zu erinnern. 
Frankreich. 

Paris, 17. Dez. [In einem Schreiben des Kaiſers an 
die Königin Victoria,] welches bereits vor einigen Tagen abging, 
erklärte Napoleon III. ſeine Bereitwilligkeit rückhaltslos, alles zu thun, 
um zu beweiſen, daß er wirklich nur um der Erhaltung des Friedens 
willen den Congreß vorſchlage, und daß er zu dieſem Zwecke mit 
der Entwaffnung den Anfang zu machen entſchloſſen ſei. 
Man erwartet, daß die Königin Victoria diesmal in einem eigen⸗ 
händigen Schreiben antworten werde. Der Ankunft dieſes Schreibens 
wird mit Spannnng entgegengeſehen, denn daſſelbe ſoll unverweilt im 
„Moniteur“ gleichzeitig mit einer abſchließenden Erklärung über das 


—— 


4 proz. Metall. 52. 1854er Looſe 75%. Oeſterr. National⸗Anleihe 64% 
Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien —. Oeſterr. Bankantbeile 761, 
Deſterreich. Credit⸗Aktien 177%, Neueſte öfterreih. Anleihe 76%.’ Deiterr. 
Eliſabetbahn —. Ahein⸗Nahebabn 25%. Heſſiſche Ludwigsbahn 1237/8. 

Ham burg, 18. Dez., Nabm. 2 Uhr 30 Min. Sehr feſt; ziemliches 
Geſchäft in öſterreich. Creditaktien. Finnl. Anleihe 88 Br. Wetter kalt und 
ſchön. Schluß ⸗Courſe: National⸗Anleihe —. Oeſterr. Credit⸗Aktien 76. 
Vereinsbank 103%. Norddeutſche Bank 102%. Mheiniſche 94%. Nord⸗ 
bahn 55 B. Disconto 4%. Wien 92, 50. Petersburg 29, 

Hamburg, 18. Dez. [Getreidemarkt.] Weizen und Roggen leblos, 
in loco weichende Tendenz. Oel loco und pr. Dez. 23%, pr. Mai 24%. 
Kaffee ruhig. Zink verkauft loco 500 Ctr. W. H, zu 12%, 

Liverpool, 18. Dez. [Baumwolle.] 3000 Ballen Umſatz. Preiſe 
gegen geſtern unverändert. Wochenumſatz 29,910 Ballen. Middling Orleans 
27, Upland 26% A * Dhollerah 22%. 

London, 8. ezember. Getreidemarkt. (Schlußbericht). Trockner 
engliſcher Weizen gefragt, fremder vernachläſſigt. Gerſte behauptet. Ha⸗ 
fer flau. — Wetter kalt. 4 

Amsterdam, 18. Dezember. Getreidemarkt (Schlußbericht). Weizen 
ie Roggen, petersburger loco⸗Roggen 2 Fl. niedriger, Termine 
2 al. e Raps, Termine geſchäftslos, Preiſe feſt. Rüböl Mai 38%, 
Her 4. 


Berliner Börse vom 18. Dezember 1863. 


Eisenbabn-Stamm-Aotien. 
Dividende prc 1861 1862 Zt. 


Fonds- und Geld-Oourse, 
Freiw. Staats-Anl. . 1491100 G. 
Staatg-Aul. von 1859/5 103%, be. 

d 1 


44: 8 Aachen · D 4 3% 3% 8 J ba. 
definitive Zuſtandekommen des Congreſſes mit oder ohne England ver⸗ alte 18840 % be Aachen Mastrich 2 Bo . 
i dito 1855144, 199%, bz. Amsterd-Rottd. | 6% 6. ja [103 be. 
oͤffentlicht werden. di 1880470597 be. Berg-Märkische ch Spa [105% be 
Brüſſel, 16 = u 15 * £ a. 2 5 * Berlin Hamburg 1 % — br 
rüſſel, 16. Dez. as geſtern Abend von Englan dito 188804 0% 6. Berl-Potsd-Mg. 0, 11 be 
hier eingetroffene kronprinzliche Paar von Preußen] erben. At vu 1888, nn Böhm. West. = 6 Br 
wohnte heute dem Tedeum in der St. Gudulakirche bei, das bei Ge⸗ . Kar. Stadt-opr 8 B. ea ale . 
legenheit des 73jährigen Geburtstages des Königs Leopold gefeiert wird.] 8 Bommersche. .. 4 be. N 460 * 
Nach dem Hofgaladiner begaben ſich dieſen Abend die erlauchten Gäſte“ 2 06% —— — ao 4 — - a 
mit dem Herzog und der Herzogin von Brabant in die Oper, wo] ä[, dito neue... A u De Mae Haber 16% la 4 br. 
„Oberon“ von C. M. v. Weber gegeben wird, und reifen morgen] ‚‚Kur-u.Neumärkjä 1954 da Bad. Wilen Pe 1 4 b 
Früh nach Berlin (und nach Karlsruhe. Red.) ab. (För. J) | E\rosemene...... no, Mafnz-Ludwent| 7 10 5 
Rußland. I eee Neisse-Brieger. | 34] 4 61 ½ br. 
0 Senn ur Niedrschi.-Märk| 4 14 4 sech G 
+ Helſingfors, 10. Dez. [Vom Landtage.] Die gegen: 3 ann A Niedrschl.Zweb| 14,12%, 504 — 
wärtige Seſſton des finnländiſchen Landtags nähert ſich ihrem Ende Touiador 110 C Aether ord., Fr.-Wilh.| 3 17 64 % 455 
> an ; en Oost.Bankn. 83% G. || Oberschles. A. ] 771,j1044131, 150%, & % ba 
und iſt trotz des ungeheuren Umfanges des zu bewilligenden Materials] Foldkronen 9.6% 6. |Poin.Bankn. — % 877% 9 25 8. 
an Entwürfen und Privatpropoſitionen nicht an eine Verlängerung Ausländische Fonds, a nen 
derfelben zu denken. Der Landſtand ſtellte ſich eben in eine fo fhatfe| e waranı] [ur , b. Se 8-B. |, 1 7. Da 
Oppoſition zu der kaiſerlich ruſſiſchen Regierung, wenn derſelbe die] aue Saat Fr. % Is , ba. Here I I fl fes da. 
Anordnung der nächſten Landtagsſeſſion nicht unbedingt dem Faifer: | . d 165] f 5 0 e eee 
lichen Willen anheimgeben, ſondern nach eigener Idee die entſprechende] aito 70 AI. 4 _ denn onen 344] 6 /% be 
Regierungsmaßnahme auf verfaſſungsmäßigem Wege fo feftgeftellt| aun Fiandbe 0%. [10% m. Thür . 3 JK 22g 0. 


wiſſen wollte, daß der Termin für den Wiederzuſammentritt des finn⸗ 
ländiſchen Landtages ſpäteſtens vor Ablauf jedesmaliger drei Jahre 
eintreten müßte. Auf der anderen Seite zeigte keine der 4 Abthei- 
lungen des Landtages Sympathien, als auf dem Landtage ſelbſt und 
in den einzelnen Ausſchüſſen die von dem Generalgouverneur, Baron 
von Rokaſſowsky, mit allem Nachdruck gewünſchte Einſendung von 
Loyalitäts⸗Adreſſen an den Kaiſer Alexander zur Sprache kam. 
Unruhen in Polen. 

[Unordnungen in Gymnaſien.] Wie die „Moskauer Zei⸗ 
tung“ meldet, ſind anfangs November an den beiden Gymnaſien zu 
Kiew Unordnungen vorgefallen Anlaß dazu gaben in der einen An⸗ 
ſtalt die Vorträge eines ruſſiſchen Profeſſors über Literatur, wobei er 
als Vertheidiger Rußlands auftrat; in dem zweiten Gymnaſium wie⸗ 
derholten ſich die Demonſtrationen gegen den Lehrer der ruſſiſchen 
Sprache. Die Schuldtragenden wurden vor eine Unterſuchungs⸗Com⸗ 
miſſton gezogen. Die „Moskauer Zeitung“ bemerkt dazu: es ſei dies 
ein Beweis, daß die polniſche Agitation gegen Rußland ſich nicht blos 
auf die Grenzen des Königreichs Polen beſchränke. 

fri ka. 

* Abyſſinien. [Abſchlachtung.] Kaiſer Theodor von Abyſſt⸗ 
nien ſoll wiederum einen halbwilden Volksſtamm beſiegt und alle Ge⸗ 
fangenen hingeſchlachtet haben, gegen 15,000 Menſchen. Sodann ſoll 
er den engliſchen Konſul zu Maſſana in Haft genommen, hingegen 
den verhafteten franzöſiſchen freigelaſſen haben. Vielleicht der Abwech⸗ 


ſelung wegen. 
00 ¶⁰ꝙqyd d w NET INNEN RN BETDTE 


Breslau, 18. Dezember, [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Büttner: | 83 


Straße Nr. 24 ein Mannshemde, ein Frauenhemde, ein weißer Bettüber⸗ 
zug, ein Betttuch, zwei weiße Kopfkiſſen⸗Ueberzüge, zwei Paar wollene 
Socken, vier weiße Taſchentücher und zwei bunte Schürzen; Tauenzienſtraße 
Nr. 24 und 25 vierzehn Stück Hühner, roth⸗, ſchwarz⸗, grau⸗ und weiß⸗ 
gefiedert, zwei Stück Wagenteppiche von Plüſch, eine Wagen⸗Pferdeleine 
von weißer Strippe und ein Spritzleder; Friedrich⸗Wilhelms⸗Straße Nr. 38 
fünf Stück Gänſe. N j 8 

Abhanden gekommen: ein goldener Schlangenring; ein Stück ſchwarzes 
1 55 1 Stück buntes Seidenzeug, erſteres vierundzwanzig, letzteres zwanzig 

en lang. 

Verloren wurde: eine braune Ledertaſche mit Stahlſchloß, enthaltend eine 
neue Cigarrentaſche mit Emaille, ein Paar baumwollene Frauenſtrümpfe und 
verſchiedenes Kinderſpielzeug. 

Angekommen: Ihre Durchlaucht Frau 
Graf v. Brandenburg, kgl. preußiſcher Geſandter am griechiſchen Hofe, 
aus Domanze. Freiherr v. Falkenſtein, Oberſt und Commandeur, aus 
Schweidnit. v. Mylinski, Major und Bataillons Commandeur, aus 
Schweidnitz. (Pol.⸗Bl.) 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei Erd. Bar Luft- Wind⸗ 

in Pariſer Linien, die Tempera⸗ Tempe richtung und Wetter 

tur der Luft nach Reaumur. | rometer. | ratur. Starte. 

Breslau, 18. Dez. 10 U. Ab.] 334,04 70,2 NW. 2. Ueberwolkt. 
19. Dezbr. 6 U. Mrg.] 334,35 —0,8 W. 1. Trübe. 


Breslau, 19. Dez. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 16 F. 11 3. U.⸗P. 4 F. 28. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗ Nachrichten. 

Paris, 18. Dez., Nachm. 3 Uhr. Die Geſchäftsſtockung war auch an der 
1 * Börſe bemerklich. Die Rente begann ji 6, 25, bob ſich auf 66, 

und wurde ſchließlich unbelebt und träge zu 66, 35 gemacht. Schluß⸗ 
Courſe: Zproz. Rente 66, 35. Ital. 5proz. Rente 71, 50. Italien. neueſte 
Anleihe —. Jproz. Spanier 51%. Iprz. Spanier —. Oeſterr. Staats⸗ 
Credit⸗Mobilier Aktien 1030, —. Lombard. Eiſenb.⸗ 


eue 


r. 
ch dem neueſten t . 8 beträgt der Notenumlauf 19,800,505, 
d. St. 

Nachmittags 12% Uhr. Valuten geſucht. öproz. 
44 proz. Metalliques 64, 50. 1854er Looſe 92, 75. 
— Nordbahn 171, 90. National⸗Anlehen 79, 50. 
London 
Paris 17, —. Gold —. Böhmiſche Weſt⸗ 
1860er Looſe 92, 50. Lomb. Eiſen⸗ 


Frankfurt a. M., 18. Dez., Nachm. 2% Uhr. Die Börſe, N in 
mſa 
Böhmiſche Weſtbahn 62%. Finnländiſche eihe 84. — 


Wiener Wechſel 97%. Darmſt. 
Sproz. Metalliques 59%, 


Wien, 18. Dezember, 


Hamburg 89, 75. 


Darmſt. Zettel⸗Bank 248%. 


8 von Pleß aus Pleß. Gld 


Türkiſche Conſols 46%. Confold Er 


Bank und Industrie-Paplere. 


dito à n Berl. Kassen-V. | 51/5104 116 B. 
Kurhese. 40 Tulr. . . 152%, B. Braunschw. B...| 4 4 4 166 ba 
Baden. 35 Fl. Loose. — 30 1. Bremer Bank. . 54 | 4 4 |tü41, 6 

Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. Pang zeug, „ 4 0% 5 
Berg.-Märkische..... 44% 100 G. Geraer Bank. 5 74 8 B. 

dito 114198 ba. Gothaer „ 4 57 4 89 ba 
dito IV. 4½ 95 ½ b Hannoversche B.] 4½ 5 [4 6 b 

dito III. v. St. 36.79% 6. Hamb. Nordd. B. 5 |6 4 100% 0 

Coln-M inden. 4 ( — — „ Voreins-B. 6 0 103% 6 

dito II. 102%, G. Königsberger B. Hy 57 4 100 . 

dito 93 E. Luxemburger B. 10 % 4 03 

dito III.4——— Magdeburger B. | 3 43,14 80 G. 

dito 97 6. Posener Bank. 5 55/4 %% 

Y dito IV. 88 ½ bz. Preuss. Bank-A. 4 6 4½ 124 ba 
T Gran). 2 Thüringer Bank! 2 3 4 69 . 
wr. der hu. Mürk... . rr 
to conv.|4 G. Berl. Hand.-Ges.] 5 |9 4 106% n 
Lig 4 192% bs. Coburg.Credb.A.] 3 | 8 ja 00 . T 
1 ito IV. 488 . G. Darmstädter „ 6 6% 4 |84% a 85%, ba. 
iederschl. Zweigb.. Dessauer 2 N 
** Di. O e 5 199 G. Disc.-Com.-Ant..| 6 7½ 49e br 
erschles. 4. — — Genfer Oredb. A.] 2 | 3½% [A7 a ash. 

dito B... 37082 6 Leipziger „ 33 4 72 B. 

dito S. u. 5/4 %% br. dinger „67 a 0% b 

dito E 80% ba. MoldauerLds.-B.] — 2% 30 tw. 

Te 97% B. Oesterr.Oredb.A.| 7%, sel, 16% à 76 he 
Oest. Franz.......- 249 % bau. Schl. Bank-Ver. 6 |6 (4 1028 
Oest. südl. St.-B. 253 — 

Rhein. v. St. gar. — — Mineryr a4 4 23 
Rhein.-Nahe-B, gar 9% B Fbr. v. Eisenbbdt.] — | — la 4 


hjahr 23 Thlr. T 
23% Thlr. Br. — Erbſen, Ko 
Rüböl loco 11% Thlr. bez., Dezbr. 
be Dezbr.⸗ an. 11%—% Thlr. bez., Jan.⸗Febr. und 
1. Tblr. April⸗Mai 11 Thlr. bez. und Br., % Thlr. 
lr. Gld., Mai⸗Juni 11% —% Thlr. bez., Br. und Gb. — Leinöl loco 
13% Thlr. Br., Lief. pr. April⸗Mai 11%, Thlr. — Spiritus loco ohne 
Faß 14% Thlr. bez., Dezbr. und Dez.⸗Jan. 14 ½ — 7 Thlr. bez. Br. und 
ld., Knie leo 1 Thlr. bez. und Gld., % Thlr. Br., Febr. 
März 14% Thlr. Br. o Thlr. Gld., April⸗Mai 14% — 1 Thlr. bez. 
und Br., % Thlr. Old, Mai⸗Juni 15% Thlr. bez., Br. u. Gld., Juni⸗ 
Thlr. bez. und Br., X Thlr. Gib, Juli⸗Auguſt 15% Thlr. Br., 


Thlr. Gld. 

# Breslau, 19. Dezbr. Wind: Nord-West. Wetter: Schneetreiben“ 
id Mace Allet 7 Ae an a ton ze iſt andauernd 
im Wa erpegel. er Ge sverkehr we = 
Hark Markte 10 0 7 8 . 8 ] br war am heu 

eizen blie reinzelt beachtet, pr. 84 Pfd. weißer 52 — 67 Sr, 
gelber 52 60 vn feinste Sorten über Notiz bezahlt. — Roggen cnc 
behauptet, pr. 84 Pfd. 39—40—42 Sgr., fans über Notiz zu bedingen. 
Gerſte ſchwer verkäuflich, pr. 70 Pfd. weiße 35 —37 Sgr., gewöhnliche 8 
34 Sgr. — Hafer ſeſt, pr. 50 Pfd. 27—29 Sgr. — Erbſen wenig ber 
FR 5 cafe a ser — Sqchleſiſche B 11057 fill, — Schlag» 
ein bern e Oelſaaten matt. — Ra — 
52 Sgr. pr. Ctnr. Fünen en 


Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Son, 

Weißer Weizen 586087 Wien. 45147 50 
Gelber Weizen 52—57—61 Sgr. pr. Sack a 150 Pfd. Brutto. 

Roggen 39—41—43 Schlag⸗Leinſaat 50—165— 185 

Ger fte. —37 Winter⸗Raps 184—194— 204 

3 ‚jq· 399. 26—28—30 Winter⸗Rübſen 173—180-- 193 

ſen . . . g 45—50—54 Sommer⸗Rübſen.. 145—155— 167 


en 
Kleeſgat — ſeſt, — rothe ordinäre 10—11 Thlr. 
bis 12 Thlr., feine 12% 13% Thlr., hochfeine bis 185 Tbir., — weike 
ordinäre 10—12% Thlr., mittle 13% — 15 7 Thlr., feine 167117 Thlr., 
badjeine 18-.19 F pe, en | 
hymothee 5%—7% Thlr. pr. Centner. 
Kartoffeln pr. Sad a 150 Pfd. Netto 26.—36 Sgr., Metze 11 —1 . Sgr. 


Vor der Börſe. 

Rohes Rüböl pr. Ctr. loco 11% Thlr., Dezember 11%, Thlr. Br. 
Frühjahr 10% Thür. — Epiritus pr. 100 Ouart 2 50 f, Kral 10. 
und Dezember 13% Thlr., pr. Frühjahr 14% Thlr. 

UsIk. 


Verein für classische 
Sonnabend, den 19. Dezember keine Versammlung; 
die nächste: den 2. Januar 1864, [5716] 


Verantwortlicher Redacteur: Dr Stein. 
Drud von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau, 


mittle 11% 


* 


— 


